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L: Hochschulpolitik mit Substanz – Reformen jetzt mutig umsetzen 1 
 2 
Antragsteller: Landesvorstand 3 
  4 
Die Landesdelegiertenversammlung möge beschließen: 5 
 6 
Einleitung 7 
 8 
Die hochschulpolitischen Vorhaben der aktuellen Bundesregierungen zeigen in vielen 9 
Bereichen in eine erfreuliche Richtung. Der Koalitionsvertrag enthält zahlreiche 10 
Maßnahmen, die das Leben und Studium für Studenten verbessern sollen. Besonders 11 
herauszuheben sind hier die Bestrebungen einer BAföG-Reform. Doch trotz dieser 12 
positiven Ansätze bleibt in zentralen Bereichen dringender Handlungsbedarf. Es muss 13 
nun einerseits auf ein konsequentes Umsetzen der Maßnahmen und andererseits auf 14 
ein Schließen der Lücken des Koalitionsvertrags gedrängt werden. Mit diesem 15 
Leitantrag wird umrissen, welche Reformen jetzt notwendig sind und welche 16 
konkreten Maßnahmen hier erfolgen müssen. Damit kann der Regierung nicht nur ein 17 
Schritt in die Richtung, sondern ein großer Wurf zu strukturellen Verbesserungen in 18 
der deutschen Hochschullandschaft gelingen.  19 
 20 
 21 
WissZeitVG  22 
 23 
Die Ampel-Regierung hat durch die Reform des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes 24 
(WissZeitVG), in dem die maximale Befristungsdauer für die Phase nach erfolgreicher 25 
Promotion von vormals sechs auf nunmehr vier Jahre abgesenkt wurde, die 26 
Karrieresituation für deutschen Nachwuchswissenschaftler existenziell noch deutlich 27 
prekärer gemacht. Um an dieser Stelle kurzfristig für eine notwendige Verbesserung 28 
der herbeigeführten Situation zumindest auf das Vorniveau zu erreichen, machen wir 29 
diese Änderung umgehend rückgängig.   30 
 31 
Damit die akademische Laufbahn für Nachwuchswissenschaftler jedoch auf längere 32 
Sicht attraktiver gestaltet und das deutsche Wissenschaftssystem in seiner 33 
Gesamtheit gestärkt werden kann, ist es unser erklärtes Ziel, die Anzahl von 34 
unbefristet beschäftigten und selbstständig forschenden wie lehrenden 35 
Hochschullehren zu erhöhen - nicht aber, diese zur Regel zu machen. Hierbei nehmen 36 
wir uns beispielsweise die Modelle aus dem Vereinigten Königreich oder den USA zum 37 
Vorbild. Dort existiert eine Karriereebene unterhalb der Professur, auf der 38 
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Promovierten, die strenge Qualitätskriterien erfüllen, die Möglichkeit gegeben wird, 39 
auf einer unbefristeten Stelle selbstständig und unabhängig in Forschung und Lehre 40 
tätig zu sein. Dadurch verhindern wir die Abwanderung hervorragend ausgebildeter 41 
Forscher aus allen Fachbereichen in andere Systeme und machen das deutsche 42 
Hochschulsystem auf Dauer international wettbewerbsfähiger.  43 
 44 
Entideologisierung der Forschungsförderung – damit Deutschland spitze bleibt!  45 

 46 
Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) ist der größte und wichtigste 47 
Drittmittelgeber im deutschen Hochschulsystem. Den Großteil des Budgets erhält 48 
diese dabei vom Bund und den Bundesländern, um damit Forschungsvorhaben an 49 
deutschen Hochschulen finanziell zu fördern. In Reminiszenz an Gedanken der 50 
grundgesetzlich garantierten Freiheit von Forschung ist es die Aufgabe der DFG, 51 
jedwede innovative Vorhaben in allen Fachdisziplinen ohne jedwede politisch-52 
ideologische Motivation oder Färbung zu unterstützen. Äußere Einflüsse, etwa durch 53 
parteipolitische Agenden oder kurzfristige wirtschaftliche Interessen, dürfen die 54 
wissenschaftliche Freiheit und Unabhängigkeit nicht gefährden.  55 
In den letzten Jahren sind jedoch in der Vergabe- und Förderpraxis Entwicklungen zu 56 
beobachten, die diesem Anspruch nicht gerecht werden, da sie sich eher an Ideologie 57 
als an Innovation orientieren. Wir fordern daher die DFG dazu auf, ihre 58 
Vergaberichtlinien für Forschungsprojekte zu ergänzen bzw. zu verändern, um 59 
sämtlichen innovativen Forschungsideen, die möglicherweise auch abseits der 60 
Hauptströmung wissenschaftlicher Arbeit liegen, eine höhere Chance der Förderung 61 
zu geben und auf diese Weise Innovationsprozesse zu unterstützen und zu verstärken. 62 
Es müssen alle wissenschaftlichen Bereiche gefördert werden – eine Versagung aus 63 
fadenscheinigen Gründen darf es nicht geben! 64 
   65 
Zudem lehnen wir es ab, durch finanzielle Förderungsmaßnahmen im Rahmen von 66 
Berufungsverfahren und –programmen die Bestenauslese bei der Besetzung von 67 
Führungspositionen zu verzerren. Deutsche Hochschulen brauchen die besten 68 
Forscher und Hochschullehrer ungeachtet ihrer politischen Orientierung oder ihres 69 
Geschlechts.  70 
  71 
  72 
 73 
 74 
 75 
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Zukunftsfonds ärztliche Versorgung  76 
 77 
Die zukünftige Bundesregierung muss ein Zukunftsfonds zum Aufbau von 78 
Medizinstudienplätzen im gesamten Bundesgebiet auflegen. Dieser wird den Ländern 79 
finanzielle Mittel zum Aufbau von Medizinstudienplätzen zur Verfügung stellen. Nur so 80 
kann die gesundheitliche Versorgung der Bevölkerung in Zeiten von demografischem 81 
Wandel, durch welchen viele Ärzte in den Ruhestand gehen und einer alternden 82 
Gesellschaft, die zunehmend mehr medizinische Behandlungen benötigt, 83 
sichergestellt werden.   84 
 85 
Studien zeigen, dass das aktuelle Versorgungsniveau in Zukunft nicht 86 
aufrechterhalten werden kann. Doch es zeigen sich schon heute, besonders im 87 
ländlichen Raum, die massiven Folgen des Ärztemangels welche sich noch zu 88 
verschlimmern drohen. Lange Anfahrtswege und Wartezeiten für eine medizinische 89 
Grundversorgung bedeuten nicht nur schlechtere Qualität, sondern 90 
lebensbedrohliche Konsequenzen für die Bevölkerung auf dem Land. Die oben 91 
genannten Studien verdeutlichen auch, dass die Zuwanderung von Ärzten den Mangel 92 
allenfalls abmildern aber keinesfalls beseitigen kann.  Das Bittere hieran ist, dass wir 93 
diesen Missstand beheben könnten, da es pro Studienplatz drei bis fünf Bewerbungen 94 
gibt. Das heißt, dass sich das Problem mit einem raschen Ausbau der Studienplätze 95 
langfristig sowie nachhaltig lösen ließe.   96 
 97 
Hochschulpolitik ist im Allgemeinen Ländersache. Daher ist es die Aufgabe der 98 
einzelnen Länder, Studienplätze und deren Finanzierung sicherzustellen. Gerade im 99 
Bereich der Medizinstudienplätze ergeben sich hieraus einige Probleme, die wir mit 100 
einem Zukunftsfonds und Geldern für die Länder beheben. Zum einen ist der Aus- und 101 
Aufbau von Medizinstudienplätzen mit finanziellen Aufwendungen verbunden, die in 102 
die Milliarden gehen. Solche Spielräume existieren in den generell strapazierten 103 
Haushalten der Länder eher selten. Zusätzlich führt hier der Föderalismus zu 104 
Ungerechtigkeiten. So muss es als wahrscheinlich angesehen werden, dass Länder, 105 
die mehr als andere in den Ausbau von Medizinstudienplätzen investieren, die 106 
Ausbildung der Ärzte anderer Bundesländer mitfinanzieren. Denn aufgrund des 107 
bundesweiten Mangels ist es ein häufig zu beobachtendes Phänomen, dass die 108 
Studenten nach dem Studium in ein anderes Bundesland zur Berufsausübung ziehen, 109 
als in dem Bundesland zu verbleiben, in dem sie ihre akademische Ausbildung 110 
genossen haben.   Somit würde eine bundesweite Unterstützung eine ungerechte 111 
Verteilung der finanziellen Lasten unterbinden.  112 
   113 
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 114 
BAföG  115 
 116 
In den letzten Jahren hat die Anzahl der Studenten, die BAföG in Anspruch nehmen 117 
können, deutlich abgenommen. Während die Preise in allen Lebensbereichen 118 
teilweise drastisch angezogen haben, hat die Ampel-Regierung gerade bei den 119 
Studenten gespart. Dies ist insbesondere auf misdimensionierte Maßstäbe bei der 120 
Zuteilung zurückzuführen. So werden beispielsweise die Rückzahlungen von Krediten 121 
(bspw. Im Rahmen des Eigenheimerwerbs) nicht angerechnet. Ebenso sind die 122 
Freibeträge der Eltern oftmals derart angelegt, dass diese aufgrund individueller 123 
Begebenheiten nicht die Möglichkeit haben, das Studium ihrer Kinder zu finanzieren, 124 
gleichzeitig aber auch kein BAföG ausgezahlt wird. Die Folge sind Studenten, die 125 
neben einem Studium noch einen oder mehrere Jobs annehmen müssen, was 126 
wiederum ihr Studium verlängert und sich negativ auf die Studienleistung auswirkt. 127 
Und selbst, wer BAföG bezieht, hat am Ende weniger Geld im Portemonnaie als 128 
Empfänger von Bürgergeld. Das ist ein fatales Signal für den Wissenschafts- und 129 
Wirtschaftsstandort Deutschland.  130 
 131 
Eine Reform, die das BAföG fit für die Zukunft macht, ist insbesondere vor diesem 132 
Hintergrund zwingend erforderlich. Wir müssen jetzt nachhaltig in Wissenschaft und 133 
Forschung investieren, um den Wirtschaftsstandort Deutschland langfristig zu 134 
erhalten. Deswegen koppeln wir die Bedarfssätze und Freibeträge automatisch an die 135 
allgemeine Preisentwicklung. So stellen wir sicher, dass künftig kein Anreiz mehr 136 
besteht, unter Zuhilfenahme der Inflation im Bundeshaushalt durch Untätigkeit am 137 
BAföG kurzsichtige Realkürzungen vorzunehmen. Eltern dürfen niemals einen Anreiz 138 
haben, weniger zu arbeiten, um die Finanzierbarkeit des Studiums ihrer Kinder zu 139 
erhöhen. Zudem erhöhen wir die elterlichen Freibeträge und ermöglichen die 140 
steuerliche Abschreibung. Auch werden Kredite bei der Errechnung und Gewährung 141 
der Sozialleistung berücksichtigt. Die Möglichkeit des Studiums für die klügsten Köpfe 142 
der Zukunft darf nicht vom elterlichen Geldbeutel abhängig sein.   143 
  144 
  145 
Bundeseinheitliche Regelungen für Studiengebühren von Nicht-EU-Ausländern  146 
 147 
Der RCDS in Bayern e.V.  fordert die zukünftige Bundesregierung auf, in 148 
Zusammenarbeit mit den Ländern und Universitäten eine bundeseinheitliche 149 
Regelung für Studiengebühren von Nicht-EU-Ausländern zu entwickeln. Diese 150 
Regelung soll allen Hochschulen in Deutschland einen einheitlichen Rahmen geben, 151 
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in dem sie die Höhe und Struktur dieser Studiengebühren festlegen können. Ein 152 
bundesweit einheitliches Vorgehen verhindert dabei einen ungleichen Wettbewerb 153 
zwischen den Hochschulen in verschiedenen Bundesländern. Die aktuelle Regelung 154 
führt dazu, dass in einigen Bundesländern Hochschulen Studiengebühren für Nicht-155 
EU-Studenten erheben, während in anderen keine solche Gebühren verlangt werden. 156 
Eine bundesweite Regelung würde sicherstellen, dass alle Hochschulen die gleichen 157 
Bedingungen für internationale Studieninteressierte bieten und damit fair und 158 
transparent agieren. Wir fordern die Bundesregierung hierbei dazu auf, den 159 
Wissenschafts- und Kultusministerien der Länder eine vermittelnde Rolle bei der 160 
Einführung der Studiengebühren zuzuweisen, um eine landesweit gleichmäßige 161 
Handhabung zu sichern und regionale Wettbewerbsvorteile oder -nachteile zu 162 
vermeiden.  163 
 164 
Die Integration internationaler Hochschulabsolventen in den deutschen Arbeitsmarkt 165 
ist eine wichtige Ressource zur Sicherung des Fachkräftemangels. In diesem Rahmen 166 
soll ein Mechanismus entwickelt werden, um die Studiengebühren bei erfolgreicher 167 
Integration in den Arbeitsmarkt steuerlich absetzbar zu machen, damit die finanzielle 168 
Belastung für ausländische Absolventen langfristig reduziert wird. Dadurch werden 169 
Anreize geschaffen, nach dem Studium in Deutschland zu bleiben und einen Beitrag 170 
zur Wirtschaft zu leisten. Dies ermöglicht eine langfristige wirtschaftliche Entlastung 171 
und stärkt die Bindung der Absolventinnen an den Standort Deutschland.  172 
 173 
Studiengebühren für Nicht-EU-Ausländer würden zur Finanzierung von Lehr- und 174 
Forschungsprogrammen beitragen und damit die Qualität des deutschen 175 
Bildungssystems sichern. Um jedoch eine soziale Abschottung zu verhindern, sollte 176 
diese Maßnahme unter Berücksichtigung der sozialen Verträglichkeit umgesetzt 177 
werden, um das Potenzial der notwendigen ausländischen Fachkräfte nach ihrer 178 
Ausbildung in Deutschland optimal zu nutzen.  179 
  180 
 181 
Superabschreibungen für Unternehmensspenden an Universitäten  182 
 183 
Zur Attraktivitätssteigerung von Spenden an Hochschulen sollen 184 
Superabschreibungen für Unternehmensspenden eingeführt werden. Mit einem 185 
sofortigen Abzug in Höhe von 130% der Spendensumme vom zu berücksichtigenden 186 
Gewinn wird ein Anreiz zu mehr Spenden an Universitäten geschaffen. Die 130% 187 
orientieren sich dabei an einer Studie des ifo-Instituts vom 08. Dezember 2021. In 188 
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dieser erkennt das ifo-Institut Superabschreibungen als “wirksames und gemessen 189 
an den fiskalischen Kosten sehr attraktives Instrument” an.   190 
 191 
Durch die Superabschreibungen wird die Finanzierung der Universitäten weiter 192 
verstärkt und diversifiziert, ohne dass der Staat hierfür tief in die eigene Tasche 193 
greifen muss. Zusätzlich profitieren Universitäten und Unternehmen gleichzeitig auf 194 
eine unkomplizierte und unbürokratische Weise. Denn weder für den Staat noch für 195 
die Universitäten oder Hochschulen entsteht ein hohes Maß an zusätzlicher 196 
Bürokratie. Ferner werden Partnerschaften zwischen Unternehmen und Universitäten 197 
forciert, da Kooperationen in der Zukunft und einen vereinfachter Berufseinstieg für 198 
Studenten ermöglicht werden.   199 
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A1: Für ein diskriminierungsfreies studentisches Mietrecht 

 

Antragsteller: Landesvorstand/ Politischer Beirat 

 

Die Landesdelegiertenversammlung möge beschließen:  

  

Der RCDS in Bayern e.V. fordert das Bundesministerium der Justiz dazu auf, § 551 

Abs. 3 S. 5 BGB zu streichen. Damit werden Vermieter dazu verpflichtet auch die 

geleistete Kaution in Studentenwohnheimen zu verzinsen. Somit wird die rechtliche 

Gleichstellung mit allen anderen Mietergruppen erzielt. Die Höhe des Zinssatzes ist 

dann für alle Mieter gleich in § 551 Abs. 3 S. 1 BGB geregelt. 

  

Begründung:  

Laut Statistischem Bundesamt sind 35% der Studierenden armutsgefährdet. Dies ist 

ein höherer Anteil als in der gesamten Bevölkerung.[1] § 551 Abs. 3 S. 5 nimmt den 

Studenten jährlich ca. 3 % Zinsen ihrer Kaution.[2] Daher ist eigentlich gerade diese 

Mietergruppe und deren Vermögen besonders schützenswert.  

  

Das Studentenwohnheim, wie in § 551 Abs. 3 S. 5 zitiert, ist nicht legal definiert, 

weshalb eine Definition durch Gerichtsurteile erfolgt ist. Diese besagen, dass es sich 

um ein Gebäude handeln muss, welches der Vermietung an Studenten dient. 

Entscheidend ist ferner das Belegungskonzept mit einem Rotationsprinzip.[3] 

Insgesamt leben 14% aller Studierenden in einem staatlichen, kirchlichen oder 

privaten Wohnheim.[4] Daraus wird die Relevanz dieser Wohnform für Studenten und 

die Notwendigkeit einer Befassung mit dieser Thematik deutlich.  

  

In der Regel muss die Mietsicherheit gem. § 551 Abs. 3 S. 1 BGB in einem Kreditinstitut 

aus dem Gebiet der EU zu dem für Spareinlagen mit dreimonatiger Kündigungsfrist 

üblichen Zinssatz angelegt werden.[5]  Nur für Studenten- und Jugendwohnheime gilt 

dies nicht. Denn durch die dem Rotationsprinzip geschuldeten auf wenige Jahre 

befristete Mietverträge würden zu viele Verwaltungskosten entstehen. Diese 

Argumentation vertrat der Gesetzgeber 2001 bei der Erlassung des Gesetes[6]. 

Allerdings sind diese Verwaltungskosten durch die fortschreitende Digitalisierung in 

den letzten 20 Jahren vernachlässigbar geworden. So sind die Preise für 

Finanzdienstleistungen seit 2001 um 33,25% gestiegen, wogegen das allgemeine 

https://word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?new=1&ui=de-DE&rs=de-DE&hid=HgFi0%2B%2FDtkaKw0GjK6INwg.0.9.0&wopisrc=https%3A%2F%2Fwopi.onedrive.com%2Fwopi%2Ffiles%2FD220DC8E2DA2594!23393&wdo=2&wde=docx&sc=host%3D%26qt%3DDefault&mscc=1&wdp=0&uih=onedrivecom&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&usid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&newsession=1&sftc=1&uihit=editaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&wdorigin=SDX.Skydrive*Root&wdhostclicktime=1732986382712&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftn1
https://word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?new=1&ui=de-DE&rs=de-DE&hid=HgFi0%2B%2FDtkaKw0GjK6INwg.0.9.0&wopisrc=https%3A%2F%2Fwopi.onedrive.com%2Fwopi%2Ffiles%2FD220DC8E2DA2594!23393&wdo=2&wde=docx&sc=host%3D%26qt%3DDefault&mscc=1&wdp=0&uih=onedrivecom&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&usid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&newsession=1&sftc=1&uihit=editaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&wdorigin=SDX.Skydrive*Root&wdhostclicktime=1732986382712&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftn2
https://word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?new=1&ui=de-DE&rs=de-DE&hid=HgFi0%2B%2FDtkaKw0GjK6INwg.0.9.0&wopisrc=https%3A%2F%2Fwopi.onedrive.com%2Fwopi%2Ffiles%2FD220DC8E2DA2594!23393&wdo=2&wde=docx&sc=host%3D%26qt%3DDefault&mscc=1&wdp=0&uih=onedrivecom&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&usid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&newsession=1&sftc=1&uihit=editaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&wdorigin=SDX.Skydrive*Root&wdhostclicktime=1732986382712&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftn3
https://word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?new=1&ui=de-DE&rs=de-DE&hid=HgFi0%2B%2FDtkaKw0GjK6INwg.0.9.0&wopisrc=https%3A%2F%2Fwopi.onedrive.com%2Fwopi%2Ffiles%2FD220DC8E2DA2594!23393&wdo=2&wde=docx&sc=host%3D%26qt%3DDefault&mscc=1&wdp=0&uih=onedrivecom&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&usid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&newsession=1&sftc=1&uihit=editaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&wdorigin=SDX.Skydrive*Root&wdhostclicktime=1732986382712&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftn4
https://word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?new=1&ui=de-DE&rs=de-DE&hid=HgFi0%2B%2FDtkaKw0GjK6INwg.0.9.0&wopisrc=https%3A%2F%2Fwopi.onedrive.com%2Fwopi%2Ffiles%2FD220DC8E2DA2594!23393&wdo=2&wde=docx&sc=host%3D%26qt%3DDefault&mscc=1&wdp=0&uih=onedrivecom&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&usid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&newsession=1&sftc=1&uihit=editaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&wdorigin=SDX.Skydrive*Root&wdhostclicktime=1732986382712&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftn5
https://word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?new=1&ui=de-DE&rs=de-DE&hid=HgFi0%2B%2FDtkaKw0GjK6INwg.0.9.0&wopisrc=https%3A%2F%2Fwopi.onedrive.com%2Fwopi%2Ffiles%2FD220DC8E2DA2594!23393&wdo=2&wde=docx&sc=host%3D%26qt%3DDefault&mscc=1&wdp=0&uih=onedrivecom&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&usid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&newsession=1&sftc=1&uihit=editaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&wdorigin=SDX.Skydrive*Root&wdhostclicktime=1732986382712&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftn6
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Preisniveau um 51,56% angestiegen ist[7]. Damit besteht ein relativer Preisverfall bei 

Finanzdienstleistungen. 

  

Die nicht verzinste Mietsicherheit stellt eine weitere Finanzierungsquelle für den 

Vermieter auf Kosten von Studenten dar.[8] Der Vermieter kann gem. §551 I BGB eine 

Sicherung von 3 Monatsmieten verlangen. Diese Sicherung kann sich entweder aus 

einer Bürgschaft, einer Kaution oder beidem gemeinschaftlich ergeben.[9] Dabei trifft 

der Vermieter die Wahl der Sicherheitsleistung und kann mögliche praktische 

Probleme mit der Verzinsung durch die Stellung eines tauglichen Bürgen umgehen.[10] 

Somit kann er bereits eine alternative Variante wählen, bei welcher für ihm keine 

Verwaltungskosten entstehen. Der Vermieter wird allerdings nie eine solche 

Bürgschaft vorziehen, da er bei einer Kaution bereits das Geld des Mieters auf dem 

Konto hat und nicht erst an den Bürgen herantreten muss. Damit werden Studenten 

wegen einer nicht mehr aktuellen Begründung in einem Gesetz schlechter gestellt 

und die Realität führt dazu, dass dies von den Vermietern ausnahmslos ausgenutzt 

wird. Daher ist eine Beendigung dieser Diskriminierung durch eine Gesetzesänderung 

dringend erforderlich und alternativlos.  

  

  

Anhang zur Berechnung des Preisanstiegs:  

  

Verbraucherpreisindex: Deutschland, Jahre, Klassifikation der Verwendungszwecke 

des Individualkonsums; COICOP 3-Steller: 

  

CC13-126: Finanzdienstleistungen, a.n.g. (anderweitig nicht genannt) -> heißt 

Versicherungsdienstleistungen sind ausgeschlossen 

2001: 82,4 

2023: 109,8 

Preisanstieg seit 2001: 109,8 / 82,4 = 1,33252427184466 = 33,25%  

  

Verbraucherpreisindex: Deutschland, Jahre 

2001: 77,0 

2023: 116,7 

Preisanstieg seit 2001: 116,7 / 77,0 = 1,515584415584416 = 51,56%  

 
[1] 

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2024/08/PD24_N044_62.htm

l 

https://word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?new=1&ui=de-DE&rs=de-DE&hid=HgFi0%2B%2FDtkaKw0GjK6INwg.0.9.0&wopisrc=https%3A%2F%2Fwopi.onedrive.com%2Fwopi%2Ffiles%2FD220DC8E2DA2594!23393&wdo=2&wde=docx&sc=host%3D%26qt%3DDefault&mscc=1&wdp=0&uih=onedrivecom&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&usid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&newsession=1&sftc=1&uihit=editaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&wdorigin=SDX.Skydrive*Root&wdhostclicktime=1732986382712&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftn7
https://word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?new=1&ui=de-DE&rs=de-DE&hid=HgFi0%2B%2FDtkaKw0GjK6INwg.0.9.0&wopisrc=https%3A%2F%2Fwopi.onedrive.com%2Fwopi%2Ffiles%2FD220DC8E2DA2594!23393&wdo=2&wde=docx&sc=host%3D%26qt%3DDefault&mscc=1&wdp=0&uih=onedrivecom&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&usid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&newsession=1&sftc=1&uihit=editaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&wdorigin=SDX.Skydrive*Root&wdhostclicktime=1732986382712&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftn8
https://word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?new=1&ui=de-DE&rs=de-DE&hid=HgFi0%2B%2FDtkaKw0GjK6INwg.0.9.0&wopisrc=https%3A%2F%2Fwopi.onedrive.com%2Fwopi%2Ffiles%2FD220DC8E2DA2594!23393&wdo=2&wde=docx&sc=host%3D%26qt%3DDefault&mscc=1&wdp=0&uih=onedrivecom&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&usid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&newsession=1&sftc=1&uihit=editaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&wdorigin=SDX.Skydrive*Root&wdhostclicktime=1732986382712&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftn9
https://word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?new=1&ui=de-DE&rs=de-DE&hid=HgFi0%2B%2FDtkaKw0GjK6INwg.0.9.0&wopisrc=https%3A%2F%2Fwopi.onedrive.com%2Fwopi%2Ffiles%2FD220DC8E2DA2594!23393&wdo=2&wde=docx&sc=host%3D%26qt%3DDefault&mscc=1&wdp=0&uih=onedrivecom&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&usid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&newsession=1&sftc=1&uihit=editaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&wdorigin=SDX.Skydrive*Root&wdhostclicktime=1732986382712&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftn10
https://word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?new=1&ui=de-DE&rs=de-DE&hid=HgFi0%2B%2FDtkaKw0GjK6INwg.0.9.0&wopisrc=https%3A%2F%2Fwopi.onedrive.com%2Fwopi%2Ffiles%2FD220DC8E2DA2594!23393&wdo=2&wde=docx&sc=host%3D%26qt%3DDefault&mscc=1&wdp=0&uih=onedrivecom&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&usid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&newsession=1&sftc=1&uihit=editaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&wdorigin=SDX.Skydrive*Root&wdhostclicktime=1732986382712&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftnref1
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2024/08/PD24_N044_62.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2024/08/PD24_N044_62.html
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[2] https://www.sparkasse.de/pk/ratgeber/finanzplanung/investieren/sparkasse-

zinsen.html#sparbuch 
[3] BeckOK MietR/Bruns BGB § 539 Rn. 40ff. 
[4] Martinek, Michael, NZM, 2005, 6 S.10 
[5] Staudinger Kommentar/V. Emmrich BGB §551 Rn. 17 
[6] BT-Drucksache 14/5663, S. 77 
[7] Statistisches Bundesamt; eigene Rechnung  
[8] Staudinger Kommentar/ Sonnenschein, 12. Aufl. 2. Bearb. (1989), §556 Rnr. 34 
[9] Urteil des Bundesgerichtshofes vom 30.06.2004–VIII ZR 243/03 
[10] BT-Drucksache 14/4553, S.48f. 

  

https://word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?new=1&ui=de-DE&rs=de-DE&hid=HgFi0%2B%2FDtkaKw0GjK6INwg.0.9.0&wopisrc=https%3A%2F%2Fwopi.onedrive.com%2Fwopi%2Ffiles%2FD220DC8E2DA2594!23393&wdo=2&wde=docx&sc=host%3D%26qt%3DDefault&mscc=1&wdp=0&uih=onedrivecom&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&usid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&newsession=1&sftc=1&uihit=editaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&wdorigin=SDX.Skydrive*Root&wdhostclicktime=1732986382712&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftnref2
https://www.sparkasse.de/pk/ratgeber/finanzplanung/investieren/sparkasse-zinsen.html#sparbuch
https://www.sparkasse.de/pk/ratgeber/finanzplanung/investieren/sparkasse-zinsen.html#sparbuch
https://word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?new=1&ui=de-DE&rs=de-DE&hid=HgFi0%2B%2FDtkaKw0GjK6INwg.0.9.0&wopisrc=https%3A%2F%2Fwopi.onedrive.com%2Fwopi%2Ffiles%2FD220DC8E2DA2594!23393&wdo=2&wde=docx&sc=host%3D%26qt%3DDefault&mscc=1&wdp=0&uih=onedrivecom&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&usid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&newsession=1&sftc=1&uihit=editaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&wdorigin=SDX.Skydrive*Root&wdhostclicktime=1732986382712&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftnref3
https://word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?new=1&ui=de-DE&rs=de-DE&hid=HgFi0%2B%2FDtkaKw0GjK6INwg.0.9.0&wopisrc=https%3A%2F%2Fwopi.onedrive.com%2Fwopi%2Ffiles%2FD220DC8E2DA2594!23393&wdo=2&wde=docx&sc=host%3D%26qt%3DDefault&mscc=1&wdp=0&uih=onedrivecom&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&usid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&newsession=1&sftc=1&uihit=editaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&wdorigin=SDX.Skydrive*Root&wdhostclicktime=1732986382712&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftnref4
https://word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?new=1&ui=de-DE&rs=de-DE&hid=HgFi0%2B%2FDtkaKw0GjK6INwg.0.9.0&wopisrc=https%3A%2F%2Fwopi.onedrive.com%2Fwopi%2Ffiles%2FD220DC8E2DA2594!23393&wdo=2&wde=docx&sc=host%3D%26qt%3DDefault&mscc=1&wdp=0&uih=onedrivecom&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&usid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&newsession=1&sftc=1&uihit=editaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&wdorigin=SDX.Skydrive*Root&wdhostclicktime=1732986382712&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftnref5
https://word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?new=1&ui=de-DE&rs=de-DE&hid=HgFi0%2B%2FDtkaKw0GjK6INwg.0.9.0&wopisrc=https%3A%2F%2Fwopi.onedrive.com%2Fwopi%2Ffiles%2FD220DC8E2DA2594!23393&wdo=2&wde=docx&sc=host%3D%26qt%3DDefault&mscc=1&wdp=0&uih=onedrivecom&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&usid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&newsession=1&sftc=1&uihit=editaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&wdorigin=SDX.Skydrive*Root&wdhostclicktime=1732986382712&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftnref6
https://word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?new=1&ui=de-DE&rs=de-DE&hid=HgFi0%2B%2FDtkaKw0GjK6INwg.0.9.0&wopisrc=https%3A%2F%2Fwopi.onedrive.com%2Fwopi%2Ffiles%2FD220DC8E2DA2594!23393&wdo=2&wde=docx&sc=host%3D%26qt%3DDefault&mscc=1&wdp=0&uih=onedrivecom&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&usid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&newsession=1&sftc=1&uihit=editaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&wdorigin=SDX.Skydrive*Root&wdhostclicktime=1732986382712&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftnref7
https://word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?new=1&ui=de-DE&rs=de-DE&hid=HgFi0%2B%2FDtkaKw0GjK6INwg.0.9.0&wopisrc=https%3A%2F%2Fwopi.onedrive.com%2Fwopi%2Ffiles%2FD220DC8E2DA2594!23393&wdo=2&wde=docx&sc=host%3D%26qt%3DDefault&mscc=1&wdp=0&uih=onedrivecom&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&usid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&newsession=1&sftc=1&uihit=editaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&wdorigin=SDX.Skydrive*Root&wdhostclicktime=1732986382712&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftnref8
https://word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?new=1&ui=de-DE&rs=de-DE&hid=HgFi0%2B%2FDtkaKw0GjK6INwg.0.9.0&wopisrc=https%3A%2F%2Fwopi.onedrive.com%2Fwopi%2Ffiles%2FD220DC8E2DA2594!23393&wdo=2&wde=docx&sc=host%3D%26qt%3DDefault&mscc=1&wdp=0&uih=onedrivecom&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&usid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&newsession=1&sftc=1&uihit=editaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&wdorigin=SDX.Skydrive*Root&wdhostclicktime=1732986382712&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftnref9
https://word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?new=1&ui=de-DE&rs=de-DE&hid=HgFi0%2B%2FDtkaKw0GjK6INwg.0.9.0&wopisrc=https%3A%2F%2Fwopi.onedrive.com%2Fwopi%2Ffiles%2FD220DC8E2DA2594!23393&wdo=2&wde=docx&sc=host%3D%26qt%3DDefault&mscc=1&wdp=0&uih=onedrivecom&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&usid=55fdd9ac-521e-45b9-bdef-7af4f1a879e1&newsession=1&sftc=1&uihit=editaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&wdorigin=SDX.Skydrive*Root&wdhostclicktime=1732986382712&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftnref10
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A2: Ausbau der Weiterbildungsmöglichkeiten nach dem Psychologiestudium zum 

Psychotherapeuten 

 

Antragsteller: Landesvorstand/ Politischer Beirat 

 

Die Landesdelegiertenversammlung möge beschließen:  

Der RCDS in Bayern e.V. fordert das Bundesministerium für Gesundheit auf, 

Anpassungen im Psychotherapeutengesetzes (PsychThG) vorzunehmen. Diese sollen 

insbesondere die Schaffung zusätzlicher Weiterbildungsstellen sowie die Etablierung 

klarer und verbindlicher Finanzierungsregelungen für diese Stellen beinhalten. 

  

Begründung: 

Für den Erwerb der Qualifikation zum Psychotherapeuten ist derzeit eine fünfjährige 

Weiterbildung nach der Approbation erforderlich, die in ihrem Umfang und Anspruch 

mit der Facharztausbildung in der Medizin vergleichbar ist. Allerdings mangelt es 

aktuell an ausreichend Weiterbildungsstellen, was maßgeblich auf eine 

unzureichende Finanzierungssicherheit zurückzuführen ist. 

Ein zentrales Ziel der Reform des Psychotherapeutengesetzes im Jahr 2019 war die 

Verbesserung der Ausbildungsbedingungen für angehende Psychotherapeuten. Vor 

der Reform mussten die Kosten der Ausbildung häufig selbst getragen werden, oder 

sie fand unter prekären Bedingungen statt – oftmals ohne oder mit nur minimaler 

Vergütung. Mit der Reform wurde die Weiterbildung in ein hauptamtliches 

Anstellungsverhältnis überführt, das gemäß den Heilberufe-Kammergesetzen eine 

„angemessene Vergütung“ gewährleisten soll. 

Obwohl der Begriff „Weiterbildung“ anderes suggerieren mag, ist dieser Abschnitt für 

die meisten Absolventen unverzichtbar, um als anerkannte Psychotherapeuten tätig 

zu werden, eine eigene Praxis zu eröffnen und Behandlungen über die Krankenkassen 

abzurechnen. Der Mangel an Weiterbildungsplätzen gefährdet jedoch nicht nur die 

berufliche Zukunft der Absolventen, sondern auch die Versorgung der Patienten. 

Ein weiteres Problem liegt in der Verpflichtung zur Zahlung eines „angemessenen 

Gehalts“. Viele Kliniken sind finanziell nicht in der Lage oder bereit, diese Belastung 

zu tragen, was die Anzahl der angebotenen Weiterbildungsstellen stark limitiert. 

Gleichzeitig steigt der Bedarf: Laut Berechnungen der 
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Bundespsychotherapeutenkammer gibt es jährlich bis zu 2500 neu approbierte 

Psychologiestudenten, die auf eine Weiterbildungsstelle angewiesen sind.[1] 

Die Situation verschärft sich zusehends. Wie in vielen anderen Berufen wird in den 

kommenden Jahren eine Vielzahl von Psychotherapeuten in den Ruhestand gehen, 

was die Versorgungslage zusätzlich belastet. 

In Bayern ist das Problem bereits spürbar. Dort beträgt die durchschnittliche 

Wartezeit von der ersten Sprechstunde bis zum Beginn einer Psychotherapie fast 20 

Wochen (139 Tage). Eine Analyse der Kassenärztlichen Vereinigung Bayerns (KVB) 

zeigt außerdem, dass besonders Kinder und ältere Menschen lange Wartezeiten in 

Kauf nehmen müssen. So warten beispielsweise die Hälfte der 10-jährigen Kinder 

sowie Erwachsene im Alter von 64 Jahren länger als 115 Tage auf den Beginn einer 

Behandlung.[2] 

  

Um die psychotherapeutische Versorgung in Bayern langfristig sicherzustellen, 

braucht es entschlossene Maßnahmen. Die Schaffung zusätzlicher 

Weiterbildungsstellen und verbindlicher Finanzierungsregelungen ist hierbei 

essenziell. Nur so können wir sicherstellen, dass angehende Psychotherapeuten eine 

faire Chance auf berufliche Qualifikation erhalten und die Patienten die 

psychologische Betreuung, die sie dringend benötigen, zeitnah erhalten.   

  

Quellen: 

https://ptk-bayern.de/ptk/web.nsf/id/pa_psychotherapeuten_in_ausbildung.html 

https://www.welt.de/politik/deutschland/article252496726/Krise-der-

Gesundheitsversorgung-Der-drastische-Mangel-an-Psychotherapeuten-und-das-

Nadeloehr-fuer-den-Nachwuchs.html 

https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-956564 

https://www.bptk.de/neuigkeiten/lange-wartezeiten-auf-eine-psychotherapie-in-

laendlichen-regionen-bayerns/ 

https://zenodo.org/records/7599322#.Y- 

https://www.psychotherapeutenjournal.de/ptk/web.nsf/gfx/med_dome-

cste44_88dcd/$file/PTJ_2023-2_Artikel%20Munz%20et%20al.pdf 

https://word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?ui=de-DE&rs=de-DE&hid=f6j%2Fhi2d70Grg%2FMg7p0eBQ.0.11.0&wopisrc=https%3A%2F%2Fwopi.onedrive.com%2Fwopi%2Ffiles%2FD220DC8E2DA2594!23354&wde=docx&sc=host%3D%26qt%3DDefault&mscc=1&wdp=0&uih=onedrivecom&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=e6fa420d-a1dd-413c-bc3e-9c60b293156d&usid=e6fa420d-a1dd-413c-bc3e-9c60b293156d&newsession=1&sftc=1&uihit=editaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&wdorigin=SDX.Skydrive*Root&wdhostclicktime=1732979096017&csc=1&instantedit=1&wopicomplete=1&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftn1
https://word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?ui=de-DE&rs=de-DE&hid=f6j%2Fhi2d70Grg%2FMg7p0eBQ.0.11.0&wopisrc=https%3A%2F%2Fwopi.onedrive.com%2Fwopi%2Ffiles%2FD220DC8E2DA2594!23354&wde=docx&sc=host%3D%26qt%3DDefault&mscc=1&wdp=0&uih=onedrivecom&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=e6fa420d-a1dd-413c-bc3e-9c60b293156d&usid=e6fa420d-a1dd-413c-bc3e-9c60b293156d&newsession=1&sftc=1&uihit=editaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&wdorigin=SDX.Skydrive*Root&wdhostclicktime=1732979096017&csc=1&instantedit=1&wopicomplete=1&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftn2
https://ptk-bayern.de/ptk/web.nsf/id/pa_psychotherapeuten_in_ausbildung.html
https://www.welt.de/politik/deutschland/article252496726/Krise-der-Gesundheitsversorgung-Der-drastische-Mangel-an-Psychotherapeuten-und-das-Nadeloehr-fuer-den-Nachwuchs.html
https://www.welt.de/politik/deutschland/article252496726/Krise-der-Gesundheitsversorgung-Der-drastische-Mangel-an-Psychotherapeuten-und-das-Nadeloehr-fuer-den-Nachwuchs.html
https://www.welt.de/politik/deutschland/article252496726/Krise-der-Gesundheitsversorgung-Der-drastische-Mangel-an-Psychotherapeuten-und-das-Nadeloehr-fuer-den-Nachwuchs.html
https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-956564
https://www.bptk.de/neuigkeiten/lange-wartezeiten-auf-eine-psychotherapie-in-laendlichen-regionen-bayerns/
https://www.bptk.de/neuigkeiten/lange-wartezeiten-auf-eine-psychotherapie-in-laendlichen-regionen-bayerns/
https://zenodo.org/records/7599322#.Y-
https://www.psychotherapeutenjournal.de/ptk/web.nsf/gfx/med_dome-cste44_88dcd/$file/PTJ_2023-2_Artikel%20Munz%20et%20al.pdf
https://www.psychotherapeutenjournal.de/ptk/web.nsf/gfx/med_dome-cste44_88dcd/$file/PTJ_2023-2_Artikel%20Munz%20et%20al.pdf
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[1] https://www.psychotherapeutenjournal.de/ptk/web.nsf/gfx/med_dome-

cste44_88dcd/$file/PTJ_2023-2_Artikel%20Munz%20et%20al.pdf 
[2] https://zenodo.org/records/7599322#.Y-3lU62ZMok, 

https://www.bptk.de/neuigkeiten/lange-wartezeiten-auf-eine-psychotherapie-in-

laendlichen-regionen-bayerns/ 

  

https://word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?ui=de-DE&rs=de-DE&hid=f6j%2Fhi2d70Grg%2FMg7p0eBQ.0.11.0&wopisrc=https%3A%2F%2Fwopi.onedrive.com%2Fwopi%2Ffiles%2FD220DC8E2DA2594!23354&wde=docx&sc=host%3D%26qt%3DDefault&mscc=1&wdp=0&uih=onedrivecom&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=e6fa420d-a1dd-413c-bc3e-9c60b293156d&usid=e6fa420d-a1dd-413c-bc3e-9c60b293156d&newsession=1&sftc=1&uihit=editaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&wdorigin=SDX.Skydrive*Root&wdhostclicktime=1732979096017&csc=1&instantedit=1&wopicomplete=1&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftnref1
https://www.psychotherapeutenjournal.de/ptk/web.nsf/gfx/med_dome-cste44_88dcd/$file/PTJ_2023-2_Artikel%20Munz%20et%20al.pdf
https://www.psychotherapeutenjournal.de/ptk/web.nsf/gfx/med_dome-cste44_88dcd/$file/PTJ_2023-2_Artikel%20Munz%20et%20al.pdf
https://word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?ui=de-DE&rs=de-DE&hid=f6j%2Fhi2d70Grg%2FMg7p0eBQ.0.11.0&wopisrc=https%3A%2F%2Fwopi.onedrive.com%2Fwopi%2Ffiles%2FD220DC8E2DA2594!23354&wde=docx&sc=host%3D%26qt%3DDefault&mscc=1&wdp=0&uih=onedrivecom&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=e6fa420d-a1dd-413c-bc3e-9c60b293156d&usid=e6fa420d-a1dd-413c-bc3e-9c60b293156d&newsession=1&sftc=1&uihit=editaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&wdorigin=SDX.Skydrive*Root&wdhostclicktime=1732979096017&csc=1&instantedit=1&wopicomplete=1&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftnref2
https://zenodo.org/records/7599322#.Y-3lU62ZMok
https://www.bptk.de/neuigkeiten/lange-wartezeiten-auf-eine-psychotherapie-in-laendlichen-regionen-bayerns/
https://www.bptk.de/neuigkeiten/lange-wartezeiten-auf-eine-psychotherapie-in-laendlichen-regionen-bayerns/
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A3: Grundvoraussetzungen stärken - Investitionstopf für Hochschulbibliotheken 

schaffen 

 

Antragsteller: Landesvorstand/ Politischer Beirat 

 

Die Landesdelegiertenversammlung möge beschließen:  

 

Das Bayerische Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst wird aufgefordert, 

einen landesweiten Investitionsfördertopf für Universitäts- und 

Hochschulbibliotheken einzurichten, um deren bauliche, digitale und infrastrukturelle 

Ausstattung nachhaltig zu verbessern. Dieser soll sich an der kommunalen 

Bibliotheksförderung des Freistaates Bayern orientieren und einen Förderbetrag von 

drei Euro je Studenten, aber mindestens 5000 Euro bereitstellen.1 Durch diesen Fonds 

sollen gezielt Mittel bereitgestellt werden, die über die reguläre Grundfinanzierung 

hinausgehen. Hochschulen können auf Antrag finanzielle Unterstützung für 

spezifische Modernisierungsprojekte erhalten – etwa für die Digitalisierung von 

Beständen, die Neugestaltung und technische Aufrüstung von Lern- und 

Arbeitsräumen oder den Ausbau einer leistungsfähigen WLAN- Infrastruktur. 

 

Begründung: 

Universitätsbibliotheken sind unverzichtbare Säulen des akademischen Lebens. Sie 

erfüllen weit mehr als die klassische Funktion der Literaturbereitstellung: Sie sind 

Orte des selbstständigen Lernens, der wissenschaftlichen Recherche und der 

interdisziplinären Zusammenarbeit. Als digitale Schnittstellen bieten sie Zugang zu 

einer Vielzahl elektronischer Ressourcen.  

 

Mit der kontinuierlich steigenden Zahl von Studierenden und den sich wandelnden 

Anforderungen an Lehre, Forschung und Lernumgebungen stoßen viele dieser 

Einrichtungen jedoch an ihre strukturellen und technischen Grenzen. Um dieser 

 
1 https://www.oebib.de/management/foerderung-finanzen/projektfoerderung (Stand: 

31.05.2025) 

 

https://www.oebib.de/management/foerderung-finanzen/projektfoerderung
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Entwicklung wirksam zu begegnen, braucht es gezielte Investitionen in die 

Infrastruktur und digitale Ausstattung. 

 

Ein zentraler, projektbezogener Fördertopf des Bayerischen 

Wissenschaftsministeriums könnte hier entscheidende Impulse setzen. Durch diesen 

Fonds sollen gezielt Mittel bereitgestellt werden, die über die reguläre 

Grundfinanzierung hinausgehen. Hochschulen könnten auf Antrag finanzielle 

Unterstützung für spezifische Modernisierungsprojekte erhalten – etwa für die 

Digitalisierung von Beständen, die Neugestaltung und technische Aufrüstung von 

Lern- und Arbeitsräumen oder den Ausbau einer leistungsfähigen WLAN-

Infrastruktur. 

 

Solche Investitionen würden nicht nur die Qualität von Studium und Forschung 

deutlich verbessern, sondern auch die Wettbewerbsfähigkeit der bayerischen 

Hochschulen im nationalen wie internationalen Vergleich stärken. Langfristig kann so 

eine zukunftsfähige, innovative und weltweit anerkannte Bibliothekslandschaft in 

Bayern entstehen, die neue Maßstäbe setzt und den vielfältigen Anforderungen einer 

digitalen Wissensgesellschaft gerecht wird.  
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A4: Änderung von § 24 BayHIG zur inklusiveren und klareren Regelung von 

Nachteilsausgleichen 

 

Antragsteller: Landesvorstand/ Politischer Beirat 

 

Die Landesdelegiertenversammlung möge beschließen: 

 

Das Bayerische Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst wird aufgefordert, § 24 

Absatz 1 des Bayerischen Hochschulinnovationsgesetzes (BayHIG) dahingehend zu 

ändern, dass auch Beeinträchtigungen in Bezug auf universitäre Fertigkeiten, in allen 

sonderpädagogischen Förderschwerpunkten oder bei anderer schwerer Erkrankung 

klar genannt und mit einbezogen sind (siehe Anhang). 

 

Begründung: 

Der bisherige Wortlaut lässt offen, was unter einer „Behinderung“ oder „chronischen 

Erkrankung“ zu verstehen ist.2 Auch die Bezugnahme auf § 2 Abs. 1 SGB IX hilft nur 

bedingt, da dieser selbst sehr offen formuliert ist („Menschen sind behindert, wenn 

ihre körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder seelische Gesundheit mit hoher 

Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem für das Lebensalter typischen 

Zustand abweicht und daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt 

ist“). Die geplante Formulierung konkretisiert den Personenkreis, indem sie 

zusätzlich zu „Behinderung“ auch „Beeinträchtigungen in Bezug auf universitäre 

Fertigkeiten“, „chronische oder andere schwere Erkrankungen“ und 

sonderpädagogische Förderschwerpunkte nennt. Damit wird die Auslegung 

vereinheitlicht und der Spielraum für Hochschulen reduziert, insbesondere bei der 

Anerkennung psychischer und nicht sichtbar körperlicher Erkrankungen.3 

Eine klarere Formulierung im Gesetz schafft nicht nur mehr Gerechtigkeit für 

Studenten, sondern auch mehr Sicherheit und Einheitlichkeit in der Verwaltungspraxis 

der Hochschulen. Derzeit werden laut einer Auswertung von Studis Online bis zu 

 
2https://flexikon.doccheck.com/de/Chronisch#:~:text=Einen%20fest%20definierten%20Zeitraum%2C%20ab,3%

20bis%206%20Monaten%20angesetzt. 
3 Bei 97% der Studenten mit Behinderung ist die Beeinträchtigung äußerlich nicht wahrnehmbar: 

https://www.uni-

passau.de/fileadmin/dokumente/studium/studienberatung/Behindertenberatung/Leitfaden_Nachteilsausgleich.pdf

.  

https://flexikon.doccheck.com/de/Chronisch#:~:text=Einen%20fest%20definierten%20Zeitraum%2C%20ab,3%20bis%206%20Monaten%20angesetzt
https://flexikon.doccheck.com/de/Chronisch#:~:text=Einen%20fest%20definierten%20Zeitraum%2C%20ab,3%20bis%206%20Monaten%20angesetzt
https://www.uni-passau.de/fileadmin/dokumente/studium/studienberatung/Behindertenberatung/Leitfaden_Nachteilsausgleich.pdf
https://www.uni-passau.de/fileadmin/dokumente/studium/studienberatung/Behindertenberatung/Leitfaden_Nachteilsausgleich.pdf


78. Landesdelegiertenversammlung des RCDS in Bayern e.V. 

am 14.-15. Juni 2025 
 

18 
 

einem Drittel der Anträge auf Nachteilsausgleich abgelehnt. Hierbei machen 

psychische Erkrankungen 53 % aller Anträge aus.4 Die hohe Ablehnungsquote spricht 

für erhebliche Unsicherheiten in der Bewertung. Intransparente Verfahren und die 

unklaren Erfolgsaussichten bei Nachteilsausgleichen verschärfen oft bestehende 

psychische Belastungen. Eine gesetzlich klar geregelte Anspruchslage entlastet 

Studenten und reduziert im besten Fall die Zahl an psychisch Erkrankten, die aufgrund 

von institutionellen Barrieren nicht erfolgreich studieren können.  

Die aktuelle Unsicherheit darüber, ob eine Beeinträchtigung „anerkennungswürdig“ 

im Sinne des Gesetzes ist, hält viele Betroffene davon ab, überhaupt einen Antrag auf 

Nachteilsausgleich zu stellen. Laut der Studierendenbefragung best3 des Deutschen 

Studierendenwerkes 2021 haben lediglich 21 % der Studenten mit 

studienerschwerenden Beeinträchtigungen jemals einen Antrag auf 

Nachteilsausgleich gestellt.5 Eine klarere gesetzliche Regelung mit eindeutiger 

Nennung häufiger Beeinträchtigungsformen – wie neurodiverser 

Förderschwerpunkte – kann Barrieren abbauen und dazu führen, dass sich deutlich 

mehr betroffene Studierende trauen, von ihrem Recht auf Nachteilsausgleich 

Gebrauch zu machen. Dies ist nicht nur ein Gebot der Fairness, sondern auch im Sinne 

chancengleicher Bildung. 

Eine Orientierung an § 32 Abs. 1 der Bayerischen Schulordnung (BaySchO) erscheint 

sinnvoll, da hier bereits seit Längerem eine inklusivere Formulierung besteht: 

„Individuelle Unterstützung wird durch pädagogische, didaktisch-methodische und 

schulorganisatorische Maßnahmen sowie die Verwendung technischer Hilfen 

gewährt, soweit nicht die Leistungsfeststellung berührt wird. Sie ist insbesondere bei 

Entwicklungsstörungen in Bezug auf schulische Fertigkeiten, Behinderungen sowie in 

allen sonderpädagogischen Förderschwerpunkten und bei chronischer und anderer 

schwerer Erkrankung möglich.“ 

Die Übertragung dieses inklusiveren Gedankens auf Hochschulen ist zeitgemäß und 

konsequent. Gemäß Art. 24 der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK), die 

Deutschland ratifiziert hat, müssen alle Bildungsstufen, einschließlich der 

Hochschulbildung, inklusiv ausgestaltet sein: „States Parties shall ensure that 

persons with disabilities are able to access general tertiary education, vocational 

training, adult education and lifelong learning without discrimination and on an equal 

basis with others.“ Die Verpflichtung zur Inklusion endet nicht nach der Schule. 

 
4 https://www.studis-online.de/Studieren/art-2317-nachteilsausgleich.php. 
5 https://www.studierendenwerke.de/fileadmin/user_upload/beeintraechtigt_studieren_2021.pdf, S.11. 

https://www.studis-online.de/Studieren/art-2317-nachteilsausgleich.php
https://www.studierendenwerke.de/fileadmin/user_upload/beeintraechtigt_studieren_2021.pdf
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Hochschulen tragen den gleichen Bildungsauftrag wie Schulen, insbesondere was den 

gleichberechtigten Zugang und die Chancengleichheit betrifft. 

Die Nennung der sonderpädagogischen Förderschwerpunkte (z. B. ADHS, 

Legasthenie, Autismus-Spektrum-Störungen) ist essenziell, da diese häufig auftreten 

und oft nicht als „klassische“ Behinderungen wahrgenommen werden. Sie betreffen 

viele Studierende6, die bislang häufig mit Nachteilen leben müssen, weil ihre Bedarfe 

nicht gesetzlich abgesichert sind. 

Mit dieser Gesetzesänderung soll ein landesweit einheitlicher, inklusiver und 

gerechter Rahmen für Nachteilsausgleiche geschaffen werden. Studierende mit nicht 

unmittelbar sichtbaren Einschränkungen, insbesondere im Bereich psychischer oder 

neurodiverser Erkrankungen, sollen durch die Gesetzgebung wirksam geschützt und 

unterstützt werden. 

 

 

Anhang: 

Altfassung (Auszug): 

„Die Hochschulen fördern (...) die tatsächliche Durchsetzung der gleichberechtigten 

Teilhabe von Menschen mit Behinderung oder chronischer Erkrankung am 

Hochschulleben (...).“ 

 

Neufassung (exemplarisch): 

„Die Hochschulen fördern die tatsächliche Durchsetzung der gleichberechtigten 

Teilhabe von Menschen mit Beeinträchtigungen in Bezug auf universitäre Fertigkeiten, 

Behinderungen sowie in allen sonderpädagogischen Förderschwerpunkten und bei 

chronischer oder anderer schwerer Erkrankung am Hochschulleben.“ 

 

  

 
6 Etwa 10% der Menschen haben Legasthenie oder ADHS: https://www.uni-

passau.de/fileadmin/dokumente/studium/studienberatung/Behindertenberatung/Leitfaden_Nachteilsausgleich.pdf

.  

https://www.uni-passau.de/fileadmin/dokumente/studium/studienberatung/Behindertenberatung/Leitfaden_Nachteilsausgleich.pdf
https://www.uni-passau.de/fileadmin/dokumente/studium/studienberatung/Behindertenberatung/Leitfaden_Nachteilsausgleich.pdf
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A5: Einführung einer verlängerten Regelstudienzeit für Studierende mit chronischen 

Krankheiten oder Behinderungen in Bayern 

 

Antragsteller: Landesvorstand/ Politischer Beirat 

 

Die Landesdelegiertenversammlung möge beschließen: 

 

Das Bayerische Ministerium für Wissenschaft und Kunst wird aufgefordert einen Art. 

79 III BayHIG einzuführen. Dabei soll diese Reglung Studenten mit chronischen 

Krankheiten oder Behinderungen ermöglichen die Regelstudienzeit, um ein Semester 

zu verlängern. Der Nachweis muss bei einem unabhängigen Amtsarzt oder einem von 

der Universität als vertrauenswürdig eingestuften Arzt erbracht werden. Das Modell 

orientiert sich an der bereits umgesetzten Verlängerung der Regelstudienzeit wegen 

der Corona-Pandemie nach Artikel 130 BayHIG. 

 

Begründung:  

Chronische Krankheiten und Behinderungen betreffen laut Statistischem Bundesamt 

jede sechste Person in Deutschland.7  Sie stellen nicht nur eine gesundheitliche 

Belastung dar, sondern bedeuten auch regelmäßigen Zeitaufwand durch Arztbesuche, 

Therapien oder die Organisation von Medikamenten und Behandlungen8. Chronische 

Krankheiten und Behinderungen zeichnen sich gerade dadurch aus, dass sie länger 

als 6 Monate anhalten. Dies definiert auch § 2 I SGB IX.  Eine chronische Krankheit ist 

eine Dauerherausforderung9. Dieser zusätzliche Aufwand schränkt die Studierenden 

erheblich ein und erschwert es ihnen, ihr Studium in der vorgesehenen 

Regelstudienzeit abzuschließen. Die Entlastung der Studenten muss sich daher 

gerade über einen langfristigen Zeitraum erstrecken. 

 

 
7 https://www.antidiskriminierungsstelle.de/DE/service/LeichteSprache/ls-merkmale/ls-

behinderung/ls-behinderung-node.html (Stand: 31.05.2025) 

8 https://www.netdoktor.de/therapien/ (Stand: 31.05.2025) 
9 Robert Bosch Stiftung GmbH, MEHR GESUNDHEIT FÜR EINE GESELLSCHAFT DES LANGEN 

LEBENS, S. 10ff. 

https://www.antidiskriminierungsstelle.de/DE/service/LeichteSprache/ls-merkmale/ls-behinderung/ls-behinderung-node.html
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/DE/service/LeichteSprache/ls-merkmale/ls-behinderung/ls-behinderung-node.html
https://www.netdoktor.de/therapien/
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Art. 24 BayHIG garantiert die Förderung der tatsächlichen Teilhabe von Studierenden 

mit Behinderung oder chronischen Erkrankungen.  Für diese besteht im Moment die 

Möglichkeit des Nachteilsausgleich durch Verlängerung der Höchststudiendauer, 

Genehmigung eines Krankheitssemesters oder individueller Veränderung der 

Prüfungsleistungen.10  

 

Bei Verlängerung der individuellen Prüfungszeiten, haben zwar die Prüflinge mehr 

Zeit für die Prüfung an sich, jedoch wird die eigentliche Zeit der länger dauernden 

Lernzeit nicht mit einberechnet.  Zwar ist die Verlängerung der Höchststudiendauer 

bei einer nachgewiesenen Krankheit relativ wahrscheinlich. Eine 100% Garantie gibt 

es aber gerade nicht. Der Antrag kann erst kurz vor Überschreitung der Grenze 

gestellt werden, bis dahin ist der Student in Unsicherheit.11 

 

Der Unterschied von Regelstudienzeit und Höchststudiendauer liegt auch in der 

Außenwahrnehmung. Gemäß Artikel 79 BayHIG wird die Regelstudienzeit vom 

Freistaat Bayern festgelegt. Diese definiert den Zeitraum, innerhalb dessen ein 

Vollzeitstudierender sein Studium idealerweise abschließen sollte, ohne jedoch dazu 

verpflichtet zu sein. Die Studienordnungen der Hochschulen orientieren sich an den 

Vorgaben des Artikels 79 Absatz 2 BayHIG. Diese wird auch auf den einzelnen 

Immatrikulationsbescheinigungen genannt.12 Wo es der zukünftige Arbeitgeber sehen 

kann. Für ihn wirkt dies gerade so, als würde der Student die Regelstudienzeit ohne 

Grund reißen. Zwar überschritten 2023 mehr als 70% die Regelstudienzeit13, jedoch 

passiert dies häufig durch eine vom Arbeitgeber respektierten Variante wie Ausland, 

 
10 https://www.lmu.de/de/workspace-fuer-studierende/support-angebote/studieren-mit-

beeintraechtigung/nachteilsausgleich/index.html; https://www.uni-passau.de/studieren-mit-

beeintraechtigung/fristverlaengerungen (Stand: 31.05.2025) 

11 https://www.uni-passau.de/studieren-mit-

beeintraechtigung/fristverlaengerungen#:~:text=Beantragung%20einer%20Verlängerung%20der%20

Höchststudiendauer&text=Dem%20Antrag%20müssen%20Sie%20ein,eine%20Verlängerung%20der%

20Studienzeit%20benötigen. (Stand: 31.05.2025) 

12 https://www.lmu.de/de/workspace-fuer-studierende/1x1-des-studiums/amtliche-bescheinigungen/ 

(Stand: 31.05.2025) 

13 https://de.statista.com/statistik/daten/studie/226104/umfrage/hochschulabschluesse-innerhalb-

der-regelstudienzeit/ (Stand: 31.05.2025) 

https://www.lmu.de/de/workspace-fuer-studierende/support-angebote/studieren-mit-beeintraechtigung/nachteilsausgleich/index.html
https://www.lmu.de/de/workspace-fuer-studierende/support-angebote/studieren-mit-beeintraechtigung/nachteilsausgleich/index.html
https://www.uni-passau.de/studieren-mit-beeintraechtigung/fristverlaengerungen
https://www.uni-passau.de/studieren-mit-beeintraechtigung/fristverlaengerungen
https://www.uni-passau.de/studieren-mit-beeintraechtigung/fristverlaengerungen#:~:text=Beantragung%20einer%20Verlängerung%20der%20Höchststudiendauer&text=Dem%20Antrag%20müssen%20Sie%20ein,eine%20Verlängerung%20der%20Studienzeit%20benötigen
https://www.uni-passau.de/studieren-mit-beeintraechtigung/fristverlaengerungen#:~:text=Beantragung%20einer%20Verlängerung%20der%20Höchststudiendauer&text=Dem%20Antrag%20müssen%20Sie%20ein,eine%20Verlängerung%20der%20Studienzeit%20benötigen
https://www.uni-passau.de/studieren-mit-beeintraechtigung/fristverlaengerungen#:~:text=Beantragung%20einer%20Verlängerung%20der%20Höchststudiendauer&text=Dem%20Antrag%20müssen%20Sie%20ein,eine%20Verlängerung%20der%20Studienzeit%20benötigen
https://www.uni-passau.de/studieren-mit-beeintraechtigung/fristverlaengerungen#:~:text=Beantragung%20einer%20Verlängerung%20der%20Höchststudiendauer&text=Dem%20Antrag%20müssen%20Sie%20ein,eine%20Verlängerung%20der%20Studienzeit%20benötigen
https://www.lmu.de/de/workspace-fuer-studierende/1x1-des-studiums/amtliche-bescheinigungen/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/226104/umfrage/hochschulabschluesse-innerhalb-der-regelstudienzeit/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/226104/umfrage/hochschulabschluesse-innerhalb-der-regelstudienzeit/


78. Landesdelegiertenversammlung des RCDS in Bayern e.V. 

am 14.-15. Juni 2025 
 

22 
 

Hochschulwechsel, Job oder Ehrenamt14. Die chronisch Kranken oder Behinderten 

haben aber gerade diese Zeit nicht, da sie diese für die Pflege ihrer Krankheit nutzen 

müssen. Des Weiteren geht die Finanzierung durch Stipendien oftmals nur bis zur 

Regelstudienzeit15. Der indirekte Verlust des Stipendiums, wegen der Krankheit, ist 

ein weiterer Nachteil.  

 

Um eine unabhängige Prüfung der Krankheit zu gewährleisten, ist ein eindeutiger 

Nachweis von dem Amtsarzt erforderlich, da dieser als staatlich angestellter Arzt 

unabhängig agiert und nicht der behandelnde Hausarzt ist.16 

 

Ein Semester hat gem. § 8 Abs. 1 S. 2 BayStudAkkV, 30 Leistungspunkte (ECTS). Gem. 

§ 8 Abs. 1 S. 3 BayStudAkkV entspricht ein Leistungspunkt dem Arbeitsaufwand von 

25-30 Stunden. Für die Berechnung wird der maximale Arbeitsaufwand zugrunde 

gelegt. Daraus ergeben sich regulär 900 Arbeitsstunden pro Semester und insgesamt 

5.400 Arbeitsstunden. Bei einer Regelstudienzeit für 7. Semester beträgt die 

Arbeitszeit 771, 43h pro Semester. Bei 26 Wochen pro Semester, entspricht die 

wöchentliche Arbeitszeit 29,6 h. Im Vergleich dazu beträgt die wöchentliche Arbeitszeit 

bei sechs Semestern Regelstudienzeit 34,6 Stunden. Die Differenz von etwa 5 Stunden 

pro Woche zeigt den Entlastungseffekt einer Verlängerung der Regelstudienzeit um 

ein Semester.  Auch schon die Coronasemester wurden so angerechnet (Art. 130 

BayHIG). Damit besteht eine Umsetzbarkeit. 

 

Eine Verlängerung auf sieben Semester würde die wöchentliche Belastung um etwa 

fünf Stunden reduzieren, wodurch sich die Arbeitslast besser mit den Anforderungen 

eines chronisch kranken oder behinderten Studierenden vereinbaren ließe.  

 
14 https://www.stepstone.de/magazin/artikel/regelstudienzeit-ueberschreiten (Stand: 31.05.2025) 

15  

 

 (Stand: 31.05.2025) 

16 https://approbatio.de/facharztrichtungen/amtsarzt/ (Stand: 31.05.2025) 

 

https://www.stepstone.de/magazin/artikel/regelstudienzeit-ueberschreiten
https://approbatio.de/facharztrichtungen/amtsarzt/
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A6: Steuerliche Entlastung für Studierende: Einführung der Absetzbarkeit von 

Studienkosten als Werbungskosten in der Einkommensteuererklärung 

 

Antragsteller: Landesvorstand/ Politischer Beirat 

 

Die Landesdelegiertenversammlung möge beschließen: 

 

Der Ring Christlich-Demokratischer Studenten in Bayern e.V. (RCDS) fordert das 

Bundesministerium der Finanzen zum Erarbeiten und Einbringen eines Entwurfs zur 

Änderung von § 9 Absatz 6 des Einkommensteuergesetzes (EStG) auf. In dieser 

Änderung soll eine Anerkennung der Kosten für ein Erststudium als Werbungskosten 

ermöglicht werden.  

  

Begründung:  

Die derzeitige Sonderausgabenregelung läuft für viele Studenten ins Leere, da sie 

während des Erststudiums oft nur geringe oder keine steuerpflichtigen Einkünfte 

erzielen. Die Möglichkeit eines Verlustvortrags besteht nicht, sodass die steuerliche 

Entlastung faktisch entfällt. Durch die Anerkennung der Ausbildungskosten als 

Werbungskosten und die Einführung eines Verlustvortrags könnten Studenten ihre 

während des Studiums angefallenen Kosten mit zukünftigen Einkünften verrechnen. 

Dies würde insbesondere Berufseinsteigern eine spürbare steuerliche Entlastung 

ermöglichen und den Übergang ins Berufsleben erleichtern. 

Die aktuelle steuerliche Regelung unterscheidet zwischen Erst- und Zweitstudium, 

was zu einer ungerechten Benachteiligung von Studenten im Erststudium führt. 

Während Kosten für ein Zweitstudium oder eine weitere Ausbildung als 

Werbungskosten voll abgesetzt und bei fehlendem Einkommen in spätere Jahre 

vorgetragen werden können, sind die Ausgaben für ein Erststudium lediglich bis zu 

einem Höchstbetrag von 6.000 Euro im anfallenden Jahr als Sonderausgaben 

abzugsfähig. Diese Differenzierung ist nicht zeitgemäß, da sowohl das Erst- als auch 

das Zweitstudium auf eine berufliche Tätigkeit ausgerichtet sind.  

Die Kosten für ein Erststudium umfassen nicht nur Studiengebühren und 

Fachliteratur, sondern auch Ausgaben für digitale Arbeitsmittel, Internetzugang, 

Praktika und Auslandssemester. Diese finanziellen Aufwendungen stellen für viele 
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Studenten eine erhebliche Belastung dar, insbesondere vor dem Hintergrund 

steigender Lebenshaltungskosten in Universitätsstädten und einer unzureichenden 

staatlichen Unterstützung durch das BAföG. Eine verbesserte steuerliche 

Berücksichtigung der Ausbildungskosten würde die finanzielle Situation der 

Studenten deutlich verbessern und einen wichtigen Beitrag zur Bildungsgerechtigkeit 

leisten, indem sie den Zugang zur Hochschulbildung unabhängiger vom sozialen 

Hintergrund macht. Denn auch wenn die real anfallenden Kosten natürlich durch diese 

Regelung unverändert bleiben, kann beispielsweise ein zur Finanzierung des 

Studiums aufgenommener Kredit schneller zurückbezahlt werden. Damit kann man 

die Höhe der gezahlten Zinsen reduzieren und schneller aus einer Verschuldung 

herauskommen.  

Auch gesamtgesellschaftlich hat die Einführung der Absetzbarkeit der Kosten fürs 

Erststudium einige Vorteile. Zum einen würde Rechtsklarheit herrschen, da die 

schwierige Abgrenzung von Erst- und Zweitstudium die Gerichte über lange Jahre 

beschäftigt hat. Dies führte sogar zu entgegengesetzten Urteilen des 

Bundesfinanzhofs und des Bundesverfassungsgerichts. Auch jetzt ist die 

Unterscheidung fernab der eigentlichen Lebensrealität zu einer weiteren 

Bürokratischen bürde geworden. Eine gerechtere steuerliche Behandlung von 

Ausbildungskosten setzt ferner Anreize für Investitionen in Bildung und Innovation, 

was langfristig die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands stärkt. Damit profitieren nicht 

nur die einzelnen Individuen, sondern wir auch insgesamt als Gesellschaft. 
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A7: Extremismus an den Hochschulen wirksam entgegentreten  

 

Antragsteller: Landesvorstand/ Politischer Beirat 

 

Die Landesdelegiertenversammlung möge beschließen:  

Der RCDS in Bayern e.V. fordert die Bayerische Staatsregierung, insbesondere das 

Bayerische Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst, dazu auf, für die folgenden 

Maßnahmen zur Extremismusbekämpfung an Hochschulen einen entsprechenden 

Gesetzesentwurf zur Änderung des Hochschulinnovationsgesetzes in den Landtag 

einzubringen.  

I. Wir fordern die Einführung von Tatbeständen, in deren Fällen 

Ordnungsmaßnahmen ergriffen werden können. Darunter sollen sich 

u.a. folgende Taten befinden, wenn diese einen Bezug zur Hochschule 

haben:  

1. Anwendung oder Androhung körperlicher Gewalt und dadurch 

Beeinträchtigung von Hochschulangehörigen bei der Ausübung 

ihrer Rechte und Pflichten,  

2. eine rechtskräftige Verurteilung wegen einer Straftat gegen einen 

Hochschulangehörigen oder gegen eine Hochschuleinrichtung, 

wenn dadurch eine weitere Störung des Mitglieds bei der 

Wahrnehmung seiner hochschulbezogenen Rechte und Pflichten 

zu besorgen ist,  

3. die Nutzung von Hochschuleinrichtungen für vorsätzliche 

Straftaten oder deren Versuch, 

4. Beleidigung in grobem Maße oder Anfeindung eines 

Universitätsangehörigen und Verletzung dessen Würde (konkret 

auszuführen beispielsweise wie in § 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 BerlHG, 

siehe Anlage A1). 

II. Wir fordern die Auflistung verschiedener Ordnungsmaßnahmen, die die 

Hochschulen bei Erfüllung der Tatbestände ergreifen können. Diese 

umfassen im Einzelnen, aufgelistet nach der Schwere des 

Ordnungsverstoßes: den Ausspruch einer Rüge, die Androhung der 

Exmatrikulation, den Ausschluss von der Benutzung bestimmter 

Einrichtungen der Hochschule, einschließlich ihrer digitalen 
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Infrastruktur, der Ausschluss von der Teilnahme an einzelnen 

Lehrveranstaltungen bis zu einem Semester und die Exmatrikulation. 

III. Die Exmatrikulation soll weiterhin als härtestes Mittel nur in besonders 

gravierenden Fällen Anwendung finden. Eine Exmatrikulation soll nur im 

Falle einer strafrechtlichen Verurteilung für die bei dem 

Ordnungsverstoß begangene Handlung möglich sein. 

Für die genaue Ausgestaltung der Gesetzesänderung wird auf die zahlreichen 

Ausgestaltungen in Hochschulgesetzen anderer Bundesländer, insbesondere auf § 16 

des Berliner Hochschulgesetzes (BerlHG) in der Fassung vom 10.07.2024 verwiesen 

(siehe Anlage A1). Dabei betont der RCDS in Bayern e.V., dass unter der Voraussetzung 

einer strafrechtlichen Verurteilung im Einzelfall entgegen von Absatz 2 Satz 3 auch 

eine Exmatrikulation aufgrund der in Absatz 1 Nr. 5 genannten Fälle nicht 

ausgeschlossen werden sollte.  

 

Begründung 

Zum Anlass:  

Seit dem Frühsommer wird von der Bayerischen Staatsregierung und aus der CSU die 

Verschärfung der Möglichkeiten zur Exmatrikulation extremistischer Studenten 

gefordert.17 Dies geschah vor dem Hintergrund propalästinensischer und teils 

antisemitischer Protestcamps und des mutmaßlichen Angriffs aus antisemitischen 

Beweggründen auf einen jüdischen Studenten in Berlin.18  

Im April beantragten die Regierungsfraktionen im Bayerischen Landtag unter 

anderem, die Unterstützung auszudrücken, „den auf maßgebliche Initiative Bayerns 

beschlossenen ‚Aktionsplan gegen Antisemitismus und Israelfeindlichkeit‘ der 

Kultusministerkonferenz (Beschluss vom 07.12.2023) umzusetzen und dabei auch 

 
17 https://www.sueddeutsche.de/bayern/bayern-antisemitismus-studenten-csu-

hamas-israel-verfassungsviertelstunde-1.7217923, (17.09.2024) 

https://www.diebayern.de/bildung/extremistische-studierende-ausschluss-soll-

einfacher-werden-2928044, (15.09.2024) 

https://www.zdf.de/nachrichten/politik/deutschland/extremismus-universitaeten-

deutschland-hochschulgesetze-vorgehen-100.html, (15.09.2024) 

18 https://www.zeit.de/campus/2024-02/fu-berlin-hausverbot-student, (17.09.2024) 



78. Landesdelegiertenversammlung des RCDS in Bayern e.V. 

am 14.-15. Juni 2025 
 

27 
 

Anpassungen im Hochschulinnovationsgesetz vorzunehmen, um den Hochschulen in 

der Verfolgung antisemitischer, extremistischer und rassistischer Gewalt zusätzliche 

rechtssichere Möglichkeiten an die Hand zu geben“ (LT-Drs. 19/1874). Der Landtag 

hat diesen Antrag am 3. Juli 2024 einstimmig beschlossen. In der Antragsbegründung 

wurde dabei besonders die uneinheitliche Regelungslage zu 

Exmatrikulationsmöglichkeiten an bayerischen Hochschulen kritisiert. 

Die aktuelle Regelungslage stellt sich wie folgt dar: 

Art. 94 des bayerischen Hochschulinnovationsgesetzes (BayHIG) listet Gründe für eine 

Exmatrikulation auf, darunter das Bestehen der Abschlussprüfung (Art. 94 Abs. 1 

BayHIG) oder die Exmatrikulation auf Antrag (Art. 94 Abs. 2 BayHIG). Gem. Art. 95 Satz 

1, 3 BayHIG dürfen die Hochschulen per Satzung weitere Fälle für die 

Immatrikulationsversagung oder Exmatrikulation bestimmen, wenn diese einem 

ordnungsgemäßen Studium entgegenstehen. Hierbei werden keine Mindeststandards 

durch das Gesetz festgelegt, die Hochschulen genießen insoweit freies 

Rechtsetzungs- und Ausgestaltungsermessen. Dabei ist zu beachten, dass die 

Ausgestaltung der Exmatrikulations-Satzungen durch die Gremien der Hochschulen 

und damit im Spannungsfeld der örtlichen studentischen Hochschulpolitik erfolgen.  

Die derzeitigen Regelungen weichen zwischen den Hochschulen stark ab. Das gilt 

auch für die Tatbestände, die bei extremistischem Verhalten in Betracht kommen. 

Auch wenn die Regelungen im Einzelnen voneinander weiter abweichen, ist an vielen 

Hochschulen eine Exmatrikulation dann möglich, wenn Studierende andere 

Hochschulmitglieder an der Wahrnehmung ihrer Rechte und Pflichten hindern oder 

durch Gewalt, Aufforderung zur Gewalt oder Bedrohung den Universitätsbetrieb 

stören (Uni Würzburg, Uni Augsburg, FAU Erlangen-Nürnberg, Universität Bayreuth, 

TU Nürnberg; vgl. I.1.). Teils genügen auch wiederholte Hausrechtsverstöße (Uni 

Würzburg, FAU Erlangen-Nürnberg, Universität Bayreuth, TU Nürnberg) oder erteilte 

Hausverbote (Universität Regensburg). Teils können auch wiederholte Beleidigungen 

trotz Unterlassensaufforderungen (Uni Augsburg, FAU Erlangen-Nürnberg) für eine 

Exmatrikulation genügen. An der Universität Bamberg und TUM ist eine 

Exmatrikulation nur in den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen möglich. Auch an der 

Universität Passau sind jedenfalls keine für extremistische Vorfälle relevanten 

Exmatrikulationsgründe vorgesehen.  

Besonders hoch ist die Hürde für eine Exmatrikulation an der LMU München: Neben 

der drohenden Störung oder Gefährdung des Studienbetriebs muss es zu einer 

Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr gekommen sein. An 
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der Universität Regensburg ist dieses Kriterium zwar nicht zwingend, für diese Fälle 

jedoch ist die erforderliche Befürchtung, dass die Ordnung der Universität in 

nachhaltiger Weise gefährdet oder gestört wird, indiziert. Der Aktionsplan gegen 

Antisemitismus und Israelfeindlichkeit der Kultusministerkonferernz macht sich für 

ein zentrales Anliegen der Hochschulpolitik des RCDS in Bayern e.V. stark. Deswegen 

begrüßen wir auch die Initiative, rechtssichere Exmatrikulationen extremistischer 

Studenten zu ermöglichen. Dabei muss bedacht werden, dass die Exmatrikulation 

einen schwerwiegenden Grundrechtseingriff bedeuten kann. Gleichzeitig leidet der 

universitäre Diskurs unter Bedrohungen und Einschüchterungen, die sich gegen eine 

bestimmte Gruppenzugehörigkeit oder Meinungsäußerungen wenden. Dem Diskurs 

ist nicht gedient, wenn antisemitische Positionen Gehör finden und gleichzeitig 

jüdische und nicht-jüdische Studenten Angst davor haben müssen, wegen ihrer 

Religion oder ihrer pro-israelischen Haltung Übergriffen ausgesetzt zu sein. Die 

Möglichkeiten, seine Meinung frei zu äußern, müssen in einem toleranten Umfeld zu 

einem angemessenen Ausgleich gebracht werden, um der Bedeutung der 

Meinungsfreiheit gerecht zu werden. Gegen extremistische Einschüchterungen 

müssen daher effektive Schutzmaßnahmen zur Verfügung stehen. 

Welche Meinungsäußerungen in Deutschland verboten sind, bestimmt sich im 

Wesentlichen nach den Strafgesetzen wie den Bestimmungen zur Volksverhetzung (§ 

130 StGB) und der Beleidigung (§ 185 StGB). In jahrzehntelanger (Verfassungs-

)Rechtssprechung haben sich dabei recht klar konturierte und die Meinungsfreiheit 

angemessen berücksichtigende Grenzen entwickelt. In dem Bewusstsein, dass eine 

Exmatrikulation einen erheblichen Grundrechtseingriff bedeutet, hält es der RCDS in 

Bayern e.V. daher für eine angemessene und interessengerechte Lösung, die 

Exmatrikulation an das Strafrecht zu knüpfen (siehe III.). Das soll wegen der 

Eingriffsintensität auch außerhalb eines direkten Bezugs zur Meinungsfreiheit gelten.  

Ausgestaltung der Maßnahmen:  

Mit den vorgeschlagenen Tatbeständen (siehe I.) kann relevantes extremistisches 

Verhalten adäquat erfasst werden. Gewalt gegen Hochschulangehörige oder die 

Bedrohung damit (siehe I.1.) erfasst Körperverletzungen, aber auch Androhungen von 

Verfolgungen und körperlichen Angriffen ebenso wie Nötigungen durch Blockaden, 

mit denen einzelne Hochschulangehörige oder ganze Veranstaltungen gestört 

werden. Die meisten strafrechtlich relevanten Fälle ließen sich auch über den 

Tatbestand der rechtskräftigen Verurteilung wegen einer Straftat gegen einen 

Hochschulangehörigen erfassen (siehe I.2.). Durch die Beschränkung auf eine zu 
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besorgende Störung des Hochschulmitglieds könnten beispielsweise leichte 

Eigentumsdelikte außen vor bleiben. Die Nutzung von Hochschuleinrichtungen für 

vorsätzliche Straftaten (siehe I.3.) kann extremistische Bestrebungen an der 

Universität erfassen, beispielsweise eine studentische Initiative, die volksverhetzende 

Parolen verbreitet. Ein solcher Missbrauch der Hochschulen darf und soll hart 

sanktioniert werden.  

Der letzte Tatbestand (siehe I.4.) ist an § 16 Abs. 1 Nr. 5 BerlHSchG angelehnt. Dieser 

beinhaltet folgenden grob zusammengefassten Dreischritt: Würdeverletzung eines 

Angehörigen einer diskriminierten Gruppe, Schaffung eines feindlichen Umfeldes und 

eine drohende Störung der Tätigkeit als Hochschulmitglied. Diese Fassung im 

BerlHSchG ist gelungen. Zwar ist sie mit Blick auf den harten Eingriff durch eine 

Exmatrikulation in ihren offenen Formulierungen bedenklich, durch das von uns 

geforderte (siehe III.) Erfordernis einer rechtskräftigen Verurteilung wegen einer 

Straftat (z. B. Volksverhetzung, Beleidigung, Verleumdung) drohen jedoch keine 

leichtfertigen Exmatrikulationen. Dieser Tatbestand erfasst nämlich das Problem von 

Extremismus an Universitäten sehr gut: eine extremistische Gesinnung tritt in 

würdeverletzender Art zutage, schafft ein Umfeld in dem extremistisches 

Gedankengut gegen Gruppen wirkt und beeinträchtigt dann Einzelnen. Dass gemäß § 

16 Abs. 2 Satz 3 BerlHSchG aufgrund dieses Tatbestandes keine Exmatrikulation 

möglich sein soll, ist angesichts des unklar konturierten Tatbestandes 

nachvollziehbar. Jedoch sollte auch hier das Erfordernis einer rechtskräftigen 

strafrechtlichen Verurteilung genügen. 

Ganz generell gilt: Bei allen Ordnungsmaßnahmen müssen die Freiheitsgrundrechte 

des Delinquenten bei der Entscheidung über die Ordnungsmaßnahme hinreichend 

berücksichtigt werden. Dieser Schutz wäre auch ohne das Erfordernis einer 

strafrechtlichen Verurteilung für die Exmatrikulation weiterhin gewährleistet, wobei 

das Gesetz selbst aufgrund der teils weiten Tatbestände dann verfassungsrechtlichen 

Bedenken ausgesetzt wäre. Aber auch eine strafrechtliche Verurteilung muss noch 

nicht Grund genug für eine Exmatrikulation sein. Man denke etwa an weniger schwere 

Beleidigungen. Diese dort notwendige Abwägung und Berücksichtigung von 

Grundrechten schlägt sich bei dem zweiten vorgeschlagenen Tatbestand (siehe I.2.) 

etwa in der erforderlichen zu besorgenden Störung des Mitglieds nieder. Da es sich 

bei der Exmatrikulation um einen Verwaltungsakt handelt, steht den hiervon 

Betroffenen natürlich weiter die Beschreitung des Rechtsweges, ggf. mit 

Prozesskostenhilfe offen.  
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Dieser Antrag soll vor allem das Thema der Exmatrikulationen adressieren. Ob 

darüber hinaus weitere Ordnungsverstoßtatbestände, insbesondere auch für Fälle 

ohne Extremismusbezug wie Verstöße gegen den wissenschaftlichen Codex (vgl. § 12 

Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 Satzung der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg 

(FAU) über die Bewerbung, Immatrikulation, Rückmeldung, Beurlaubung und 

Exmatrikulation (ImmaS)), auf gesetzlicher Ebene sinnvoll sind, soll offen bleiben. 

Ebenso kann es überlegenswert sein, mildere Mittel als die Exmatrikulation und 

entsprechende Tatbestände auch weiterhin auf Ebene der universitären Satzungen zu 

belassen. Um auf strafrechtlich noch nicht relevantes oder nicht verfolgtes Verhalten 

zu reagieren, kann auch eine Aufnahme der in vielen Immatrikulationssatzung im 

Zusammenhang mit der Gewaltanwendung oder -androhung aufgeführte Tatbestand 

des Nötigens oder Nachstellens relevant bleiben. 

Viele Hochschulen haben schon jetzt effektive Mittel zur Bekämpfung extremistischer 

Störungen in der Hand. Durch diese gesetzliche Regelung würden die bisherigen 

Regelungen erheblich vereinheitlicht. Zum einen wird jede bayerische Hochschule 

befähigt, gegen Extremismus entschlossen vorgehen zu können. Zum anderen kann 

ein einheitliches Regelwerk auch den Hochschulleitungen die Argumente nehmen, 

aufgrund einer vermeintlich unsicheren Rechtslage vorsichtshalber oder gewollt 

untätig zu bleiben, wenn Extremismus an den Hochschulen aufblüht. Zuletzt würde 

nach diesem Gesetzesvorschlag auch deutlich, dass die Hochschulen ein Ort des 

offenen Diskurses bleiben, der von den Hochschulleitungen nicht ohne gewichtige 

Gründe beschränkt werden kann. 

Abschließend gilt es zu betonen, dass die hier vorgeschlagene Regelung lediglich auf 

die bestehenden Erfahrungswerte und Satzungen der bayerischen Hochschulen 

zurückgreift, hiervon die „Best Practices“ aufgreift und landesweit vereinheitlicht. 

Ähnliche Regelungen wurden bereits in den Bundesländern Berlin (§ 16 BerlHG), 

Nordrhein-Westfalen (§ 51a NRW-HG), Baden-Württemberg (§ 62 BaWüLHG), 

Thüringen (§ 76 ThürHG) und Hessen (§ 65 III HessHG) umgesetzt; in Ansätzen auch in 

Mecklenburg-Vorpommern (§ 17 X LHG M-V), Sachsen-Anhalt (§ 30 III HSG LSA), 

Saarland (§ 82 IV SHSG), Hamburg (§ 42 III HmbHG) und Bremen (§ 42 IV BremHG). Mit 

einer solchen Regelung werden die Universitäten entlastet, Rechtssicherheit für alle 

Beteiligten geschaffen und der konsequente Schutz des universitären Raums vor 

Extremismus durchgesetzt.  

 

 



78. Landesdelegiertenversammlung des RCDS in Bayern e.V. 

am 14.-15. Juni 2025 
 

31 
 

Anlage A7 

§ 16 BerlHG 

Ordnungsrecht und Maßnahmen zum Schutz der Hochschulmitglieder und 

Hochschulangehörigen 

(1) Der oder die Studierende begeht einen Ordnungsverstoß, wenn er oder sie 

mit Bezug zur Hochschule 

1. durch Anwendung von körperlicher Gewalt, durch Aufforderung zur 

körperlichen Gewalt oder durch Bedrohung mit körperlicher Gewalt ein 

Mitglied der Hochschule in der Ausübung seiner Rechte und Pflichten 

erheblich beeinträchtigt, 

2. wegen einer vorsätzlich begangenen Straftat, die zu Lasten eines 

Mitglieds der Hochschule geschehen ist, rechtskräftig verurteilt worden 

ist und nach Art der Straftat eine Behinderung des Studiums oder der 

sonstigen Tätigkeit dieses Mitglieds droht, 

3. Einrichtungen der Hochschule zu vorsätzlichen Straftaten nutzt oder zu 

nutzen versucht, die der Hochschule erheblichen Schaden zufügt, 

4. (...) 

5. bezweckt oder bewirkt, dass 

a) ein Mitglied der Hochschule aus in § 2 des 

Landesantidiskriminierungsgesetzes in der jeweils geltenden 

Fassung genannten Gründen in seiner Würde verletzt wird, 

b) damit zugleich ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, 

Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen 

gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird und 

c) nach Art dieser Würdeverletzung und dieses geschaffenen 

Umfelds eine Behinderung des Studiums oder der sonstigen 

Tätigkeit dieses Mitglieds droht. 

Den Mitgliedern nach Satz 1 Nummer 1, 2, 4 und 5 sind Ehrenmitglieder und 

Angehörige nach § 43 Absatz 5 sowie Personen, die an öffentlichen 

Veranstaltungen der Hochschule teilnehmen, gleichgestellt. 

(2) Gegen Studierende, die einen Ordnungsverstoß nach Absatz 1 begangen 

haben, können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 

Verhältnismäßigkeit Ordnungsmaßnahmen verhängt werden. 

Ordnungsmaßnahmen sind: 
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1. der Ausspruch einer Rüge, 

2. die Androhung der Exmatrikulation, 

3. der Ausschluss von der Benutzung von bestimmten Einrichtungen der 

Hochschule, einschließlich ihrer digitalen Infrastruktur, 

4. der Ausschluss von der Teilnahme an einzelnen Lehrveranstaltungen bis 

zu einem Semester, 

5. die Exmatrikulation. 

Die Ordnungsmaßnahmen nach Satz 2 Nummer 1 bis 4 können nebeneinander 

verhängt werden. Exmatrikulationen sind bei allen Ordnungsverstößen nach 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 4 nur auf Grundlage einer rechtskräftigen 

strafrechtlichen Verurteilung zulässig. Die Ordnungsmaßnahmen nach Satz 2 

Nummer 2 und 5 können für einen Ordnungsverstoß nach Absatz 1 Satz 1 

Nummer 5 nicht verhängt werden. 

(3)–(5) 
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A8: Förderung und Stärkung des ehrenamtlichen Engagements unter Studenten in 

Bayern 

 

Antragsteller: Landesvorstand/ Politischer Beirat 

 

Die Landesdelegiertenversammlung möge beschließen: 

 

Der RCDS in Bayern e.V. fordert das Bayerische Staatsministerium für Wissenschaft 

und Kunst sowie das Bundesministerium der Finanzen dazu auf: 

1. Die Regelstudienzeit für ehrenamtlich engagierte Studenten um ein Semester 

zu verlängern 

2. Den studentischen Gruppen auf dem Campus erweiterte Werbemöglichkeiten 

einzuräumen 

3. Eine Anhebung der Ehrenamtspauschale für Studenten nach § 3 Nr. 26a EStG 

zu vollziehen. 

Die in unter 1. & 3. geforderten Maßnahmen gelten ausschließlich für Studenten, die 

Inhaber der Bayerischen Ehrenamtskarte sind. 

 

Begründung: 

Das Ehrenamt stellt eine zentrale Säule des gesellschaftlichen Zusammenhalts dar 

und leistet einen wertvollen Beitrag zur sozialen, kulturellen und politischen 

Entwicklung in Bayern. Studenten tragen in hohem Maße zu diesem Engagement bei, 

indem sie sich in studentischen Organisationen, politischen Hochschulgruppen, 

sozialen Projekten und gemeinnützigen Initiativen einbringen. Dieses Engagement ist 

nicht nur von großer Bedeutung für das Gemeinwohl, sondern auch für die persönliche 

und berufliche Entwicklung der Studenten. Allerdings stehen viele Studenten 

aufgrund von Zeitdruck, finanziellen Belastungen und fehlender Anerkennung vor 

erheblichen Herausforderungen. 

Studenten, die sich ehrenamtlich engagieren möchten, stoßen auf verschiedene 

Hürden. Eine der größten Schwierigkeiten ist der zeitliche Druck, der durch den hohen 

Studienaufwand und die Notwendigkeit, Nebenjobs zur finanziellen Absicherung zu 

übernehmen, entsteht. Dies lässt ihnen oft nur wenig Spielraum für zusätzliches 

Engagement. Darüber hinaus stellen die finanziellen Belastungen, die mit 
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ehrenamtlicher Arbeit einhergehen, eine weitere Herausforderung dar. Viele 

Tätigkeiten sind mit Kosten verbunden, die die Studenten selbst tragen müssen, wie 

etwa Fahrtkosten oder die Anschaffung von Materialien. 

Ein weiteres Problem ist die mangelnde Anerkennung des ehrenamtlichen 

Engagements. An Hochschulen wird dieses häufig nicht ausreichend als wertvolle 

Qualifikation anerkannt, weder im Rahmen des Studiums noch in späteren 

Bewerbungsprozessen. Zudem erschweren bürokratische Hürden den Zugang zu 

Unterstützung und Fördermitteln, da diese oft kompliziert und wenig transparent sind, 

was es den Studenten zusätzlich erschwert, die notwendige Unterstützung für ihr 

Engagement zu erhalten. 

 

Zu 1.  

Um diesen Herausforderungen zu begegnen sollen Studenten, die Inhaber der 

Bayerischen Ehrenamtskarte sind die Möglichkeit erhalten, ihre Regelstudienzeit um 

bis zu ein Semester zu verlängern. Die Bayerische Ehrenamtskarte kann aktuell per 

App oder im Landratsamt bzw. bei der Verwaltung der Kreisfreien Stadt beantragt 

werden19. Sie wird bei einem ehrenamtlichen Engagement seit mindestens zwei 

Jahren entweder mit durchschnittlich fünf Stunden pro Woche oder mit 250 Stunden 

pro Jahr gewährt. Zusätzlich bekommt man sie beispielsweise für den Einsatz bei der 

Freiwilligen Feuerwehr, dem Katastrophenschutz oder im Reservistendienst20. Dies 

ermöglicht es den Studenten neben ihren Studienverpflichtungen auch ihrem 

ehrenamtlichen Engagement gerecht zu werden, ohne einen verlängerten 

Studienverlauf zu fürchten. Diese Maßnahme könnte durch die Schaffung einer 

individuellen Regelstudienzeit für ehrenamtlich engagierte Studenten, ähnlich dem 

Modell in Art. 130 Absatz 2 BayHIG, umgesetzt werden. 

 

Zu 2. 

Darüber hinaus soll das Bewusstsein für ehrenamtliches Engagement auf dem 

Campus gestärkt werden. Um dies zu erreichen, sollen studentischen Gruppen 

erweiterte Werbemöglichkeiten zur Verfügung gestellt werden. Dies wird 

beispielsweise durch die Bereitstellung zusätzlicher Flächen für Plakate und 

 
19 Bayerisches Staatsministerium für Familie Arbeit und Soziales, Vorteile und Wettbewerbe, Bayerische 

Ehrenamtskarte: https://www.ehrenamt.bayern.de/vorteile-wettbewerbe/ehrenamtskarte/#sec4 
20 Bayerisches Staatsministerium für Familie Arbeit und Soziales, Vorteile und Wettbewerbe, Bayerische 

Ehrenamtskarte: https://www.ehrenamt.bayern.de/vorteile-wettbewerbe/ehrenamtskarte/#sec4 
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Informationsstände sowie durch eine vereinfachte Nutzung digitaler 

Kommunikationsmittel der Hochschulen erreicht, um mehr Studenten zur Teilnahme 

an studentischen Gruppen und Initiativen zu motivieren. 

 

Zu 3.  

Zur finanziellen Entlastung der ehrenamtlich tätigen Studenten wird außerdem eine 

Anhebung der Ehrenamtspauschale nach § 3 Nr. 26a EStG gefordert. Diese Pauschale 

ermöglicht es gemeinnützigen Vereinen, ihren Mitgliedern eine steuerfreie 

Aufwandsentschädigung zu zahlen. Zudem wird die Einführung einer speziellen 

Pauschale vorgeschlagen, die es ermöglicht, Fahrtkosten und andere mit dem 

Ehrenamt verbundene Aufwendungen steuerfrei erstattet zu bekommen. 

 

Die Studenten von heute sind die Führungskräfte und Gestalter von morgen. Ihr 

ehrenamtliches Engagement fördert nicht nur wichtige Schlüsselkompetenzen wie 

Verantwortungsbewusstsein, Teamarbeit und soziale Empathie, sondern trägt auch 

maßgeblich zur Verbesserung des sozialen Klimas an den Hochschulen und in der 

Gesellschaft bei. Durch die Stärkung des ehrenamtlichen Engagements unter 

Studenten leisten wir einen wichtigen Beitrag zur Sicherung des sozialen 

Zusammenhalts und zur Förderung einer aktiven, demokratischen Zivilgesellschaft an 

unseren Hochschulen und in Bayern. 
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A9: Flexibilisierung der Vorbereitungszeit für das zweite juristische Staatsexamen 

 

Antragsteller: Landesvorstand/ Politischer Beirat 

 

Die Landesdelegiertenversammlung möge beschließen: 

Der Ring Christlich-Demokratischer Studenten in Bayern e.V. (RCDS) fordert das 

Bayerische Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst sowie das Bayerische 

Staatsministerium der Justiz dazu auf, die Einführung einer flexiblen Regelung zur 

Prüfungsvorbereitung im Rahmen des 2. Staatsexamens im Jurastudium 

vorzunehmen. Diese soll eine Mindestfrist von 30 Tagen vor den schriftlichen 

Prüfungen beinhalten, in der sich die Studenten ausschließlich auf die 

Prüfungsvorbereitung konzentrieren können und nicht zum Referendariat erscheinen 

müssen. Die Maximalfrist soll 60 Tage betragen, um Raum für individuelle 

Anpassungen zu schaffen. Die konkrete Ausgestaltung der Frist soll in Absprache 

zwischen den Studenten und den Betreuern im Rahmen der Anwaltsstation, bei denen 

das Referendariat absolviert wird, erfolgen. Der verbleibende Teil des praktischen 

Referendariats soll nach den schriftlichen Prüfungen durchgeführt werden. 

 

Begründung: 

Optimale Vorbereitung auf die schriftlichen Prüfungen:   

Die schriftlichen Prüfungen im 2. Staatsexamen erfordern eine intensive und 

umfassende Vorbereitung, da für das 2. Staatsexamen eine große Menge neuer 

Lernstoff hinzukommt. Durch die Einführung einer 30- bis 60-tägigen Frist erhalten 

die Studenten den notwendigen Zeitraum, um sich konzentriert und ohne äußere 

Ablenkungen auf die Prüfungen vorzubereiten. Dies erhöht die Chance auf ein 

erfolgreiches Bestehen und gewährleistet eine höhere Qualität des Examens. Eine 

unzureichende Vorbereitung aufgrund zeitlicher Engpässe könnte langfristig die 

Chancen der Studenten auf dem Arbeitsmarkt negativ beeinflussen. 
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Flexibilität und individuelle Anpassungen:   

Die geforderte Fristregelung von 30 bis 60 Tagen ermöglicht es den Studenten, ihre 

Prüfungsvorbereitung in Absprache mit den jeweiligen Unternehmen individuell zu 

gestalten. Diese Flexibilität bietet Raum für persönliche und betriebliche Absprachen, 

sodass beide Seiten – die Studenten und die Unternehmen – von der Regelung 

profitieren können. Studenten, die bereits praktische Erfahrungen gesammelt haben, 

könnten sich für eine kürzere Frist entscheiden, während andere, die noch intensivere 

theoretische Vorbereitungen benötigen, die volle 60-Tage-Frist in Anspruch nehmen 

könnten. 

 

Lange Wartezeiten nach den Prüfungen:    

Nach den schriftlichen Prüfungen im 2. Staatsexamen müssen die Studenten in der 

Regel eine Wartezeit von sechs Monaten in Kauf nehmen, bis sie die Ergebnisse 

erhalten. Diese Zeit könnte genutzt werden, um den verbleibenden Teil der 

Anwaltsstation zu absolvieren, um den beidseitigen Nutzen zu erhöhen. So könnten 

die Studenten die Wartezeit produktiv nutzen, ohne dass ihre Prüfungsvorbereitung 

darunter leidet. 

 

Psychisch-soziale Belastungen durch die parallele Vorbereitung: 

Die Doppelbelastung aus praktischer Arbeit und gleichzeitiger Vorbereitung auf das 2. 

Staatsexamen setzt die Studenten unter enormen Druck. Nach langen Arbeitstagen 

müssen sie weiterlernen, was oft zu Schlafmangel, Erschöpfung und einer erhöhter 

Burn-out-Gefahr führt. Dieser vermeidbare Stress könnte durch eine klare Trennung 

von Praxis und Prüfungsphase deutlich reduziert werden. Mehr Vorbereitungszeit 

würde den Studenten Freiräume schaffen und ihre psychische Gesundheit schützen. 

 

Fazit:  

Eine flexible Regelung zur Prüfungsvorbereitung bietet den Studenten die Möglichkeit, 

sich intensiver auf ihre Prüfungen vorzubereiten, ohne durch praktische Tätigkeiten 

abgelenkt zu werden. Gleichzeitig wird die lange Wartezeit nach den Prüfungen 

sinnvoll genutzt, indem der Rest der Anwaltsstation des Referendariats in dieser 

Phase absolviert wird. Durch die enge Abstimmung mit den Unternehmen können 

individuelle Lösungen zur finanziellen Entlastung und flexiblen Gestaltung der 
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Arbeitszeiten gefunden werden, sodass die Studenten sowohl akademisch als auch 

beruflich bestmöglich unterstützt werden. 
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A10: Rote Linien in der Lehramtsausbildung 

 

Antragsteller: Landesvorstand/ Politischer Beirat 

 

Die Landesdelegiertenversammlung möge beschließen: 

Der RCDS in Bayern e.V. fordert die CSU-Landtagsfraktion dazu auf, in der geplanten 

Reform der universitären Lehramtsausbildung folgende fünf Punkte zu 

berücksichtigen: 

1. Die Schulartspezifik in der Lehramtsausbildung in Grund-, Mittel-, Realschule 

und Gymnasium muss beibehalten werden.  

 

2. Das Staatsexamen muss als Format der Abschlussprüfung des universitären 

Lehramtsstudiums beibehalten werden. 

 

3. Im Studium des Lehramts an Gymnasien darf kein Abbau 

fachwissenschaftlicher Tiefe und Aspekte vorgenommen werden. 

 

4. Im Rahmen der abzuleistenden Schulpraktika müssen die Anzahl der 

verpflichtend zu haltenden Unterrichtsstunden erhöht und die Betreuung durch 

die Lehrkraft an der Praktikumsschule engmaschiger gestaltet werden. Im 

Falle der Einführung eines Praxissemesters muss der Fokus hier ebenso auf 

diesen Aspekten liegen und die übrigen Praktika sind, bis auf das 

Orientierungspraktikum, zu streichen. 

 

5. Die Dauer des Referendariates darf nicht gekürzt werden und muss auch in 

Zukunft 24 Monate umfassen. 

 

Begründung 

Ad 1: Unterschiedliche Schularten bringen unterschiedliche Herausforderungen mit 

sich, auf die die angehenden Lehrkräfte schulartspezifisch vorbereitet werden 

müssen. Es darf keinerlei Verwässerung der Unterschiede hinsichtlich der 

Ausbildungsinhalte stattfinden. Einen Einheitslehrer darf es in Bayern nicht geben. 
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Ad 2: Das Staatsexamen ist nicht nur die einzige Möglichkeit des Staates, seine 

Hoheitsrechte in Bildung und Unterricht durchzusetzen, es garantiert auch eine hohe 

Grundqualität bei den Absolventinnen und Absolventen. Zudem sorgt das 

Staatsexamen für eine breite Kenntnis- und Kompetenzbasis bei den Prüflingen, da 

sie sich fachlich auf all die Inhalte vorbereiten, die im späteren Unterrichtsalltag 

thematisiert werden können. 

 

Ad 3: Eine Verflachung des fachwissenschaftlichen Anteils im Studium des Lehramts 

an Gymnasien würde einen Verlust von Qualität und Anspruch, der Durchdringung von 

Inhalten und die Anschlussfähigkeit an die Hochschulen mit sich bringen. Zudem 

würden die Gymnasialehrkräfte ihre fachwissenschaftliche Autorität einbüßen und das 

Gymnasium in seiner hohen fachlichen Ausprägung gefährden.  

 

Ad 4: Der Praktikumsalltag vieler Lehramtsstudentinnen und -studenten außerhalb 

der Unterrichtsstunden, die sie verpflichtend abhalten müssen, besteht zumeist aus 

stupider Hospitation. Dabei müssen angehende Lehrkräfte so früh wie möglich 

Unterrichtserfahrung sammeln, wofür eine Aufstockung der 

Pflichtunterrichtsstunden elementar ist. Dasselbe gilt auch für den Fall der 

Einführung eines Praxissemesters. Dieses muss dazu genutzt werden, dass Studenten 

wirkliche Lehrerfahrung sammeln können und nicht nur hospitieren. Durch den 

umfangreichen praktischen Einblick werden die anderen Praktika, namentlich das 

pädagogisch-didaktische sowie das studienbegleitende-fachdidaktische 

Schulpraktikum obsolet. 

 

Ad 5: Nach dem theoretischen Fachstudium bietet das Referendariat die Möglichkeit, 

das Erlernte in der Praxis anzuwenden und pädagogisch-didaktische Kenntnisse zu 

erwerben. Es bereitet die künftigen Lehrkräfte auf alle Ebenen des Schulalltages vor. 

Als essenzieller Teil der Lehrerausbildung darf es nicht gekürzt werden. 
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A11: Reform der Vorbereitungszeit für das zweite juristische Staatsexamen 

 

Antragsteller: Landesvorstand/ Politischer Beirat 

 

Die Landesdelegiertenversammlung  möge beschließen:       

Der Ring Christlich Demokratischer Studenten in Bayern e.V. fordert die CSU-Fraktion 

im Bayerischen Landtag sowie das Bayerische Staatsministerium der Justiz dazu auf, 

die Einführung einer flexiblen Regelung zur angemessenen Prüfungsvorbereitung im 

Rahmen des Zweiten Staatsexamens im Jurastudium vorzunehmen. Diese soll einen 

Mindestzeitraum von 30 Tagen vor den schriftlichen Prüfungen beinhalten, in der sich 

die Studenten ausschließlich auf die Prüfungsvorbereitung konzentrieren können und 

nicht verpflichtend bei den Betreuern der Anwaltsstation erscheinen sowie 

mitarbeiten müssen. Die Maximalfrist soll 60 Tage betragen, um Raum für individuelle 

Anpassungen zu schaffen, entsprechend dem Stand der Ausbildung im Rahmen der 

jeweiligen Anwaltsstation. Die konkrete Ausgestaltung der Frist soll in Absprache 

zwischen den Referendaren und den Betreuern der Anwaltsstation, bei denen der 

unmittelbar vor den Prüfungen des Zweiten Staatsexamens liegende Abschnitt des 

Referendariats absolviert wird, erfolgen.  

 

Begründung:  

Optimale Vorbereitung auf die schriftlichen Prüfungen:    

Die schriftlichen Prüfungen im Zweiten Staatsexamen erfordern eine intensive und 

umfassende Vorbereitung, da neben den bereits für das Erste Juristischen 

Staatsexamen erlernten Inhalten im Verlaufe des Referendariats weitere Inhalte und 

somit eine große Menge an Lernstoff in kurzer Zeit sowie Arbeitstechniken erlernt 

werden müssen. Durch die Einführung eines 30- bis 60-tägigen 

Freistellungszeitraums erhalten die Referendare die Möglichkeit, innerhalb eines 

durch die zu erlernende sowie zu wiederholende Stoffmenge notwendigen Zeitraums, 

sich konzentriert und ohne äußere Ablenkungen auf die Staatsprüfungen 

vorzubereiten. Insbesondere in Anbetracht dessen, dass die Misserfolgsquote der 

letzten Prüfungstermine stets deutlich über dem langjährigen Mittel der letzten 

Prüfungstermine lag, erscheint ein Reformbedarf bei der Prüfungsvorbereitung 

durchaus als notwendig. Ebenso würde den Referendaren vor der Ablegung des 

Staatsexamens ein erheblicher Stressfaktor genommen, denn nach den aktuellen 
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Regelungen müssten diese bis kurz vor den Prüfungen im Rahmen der Anwaltsstation 

vor Ort mitarbeiten und sich parallel auf die Prüfung vorbereiten. Aus ähnlichen 

Überlegungen heraus finden einen Monat vor den schriftlichen Prüfungen ebenfalls 

keine Arbeitsgemeinschaften (AGs) mehr statt. Eine Möglichkeit des Aussetzens der 

Mitarbeit im Rahmen der Anwaltsstation erscheint deshalb nur als folgerichtig.  

 

Flexibilität und individuelle Anpassungen:    

Der geforderte Zeitraum von 30 bis 60 Tagen ermöglicht es den Referendaren, ihre 

Prüfungsvorbereitung in Absprache mit den jeweiligen Ausbildern individuell zu 

gestalten. Diese Flexibilität bietet Raum für persönliche und betriebliche Absprachen, 

sodass beide Seiten – die Referendare und die Anwälte/Betreuer – von der Regelung 

profitieren können. Referendare, die sich bereits hinreichend vorbereitet fühlen, 

können sich für einen kürzeren Zeitraum entscheiden, während andere, die noch 

intensivere theoretische Vorbereitungen benötigen, den vollen 60-Tage-Zeitraum in 

Anspruch nehmen könnten.  

 

Psychisch-soziale Belastungen durch die parallele Vorbereitung:    

Die Doppelbelastung aus Ableistung der Verpflichtungen im Rahmen der 

Anwaltsstation und gleichzeitiger Vorbereitung auf das Zweite Staatsexamen setzt die 

Referendare unter enormen Druck. Während des gesamten Referendariats gilt es 

nicht nur, lange Arbeitstage und AGs unter einen Hut zu bringen, denn neben diesen 

Verpflichtungen gilt es, sich gezielt auf das Examen vorzubereiten.  Dies führt bei 

vielen Referendaren zu Schlafmangel, Erschöpfung und einer erhöhter Burn-out-

Gefahr. Ein Teil dieses Stresses könnte durch Gewährung eines 

Vorbereitungszeitraums für die schriftlichen Prüfungen deutlich reduziert werden.  

 

Fazit:   

Eine flexible Regelung zur Prüfungsvorbereitung bietet den Referendaren die 

Möglichkeit, sich intensiver und nachhaltiger auf die Staatsexamensprüfungen 

vorzubereiten, ohne dadurch die praktische Ausbildung zu sehr zu vernachlässigen. 

Durch die enge Abstimmung mit den Betreuern können individuelle Lösungen zur 

Entlastung und flexiblen Gestaltung der Arbeitszeiten gefunden werden, sodass die 
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Referendare bestmöglich unterstützt werden, ohne das Ausbildungsziel des 

Referendariats zu gefährden. 
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A12: Wirksamkeitsgrenze bei psychischen Erkrankungen im Rahmen der 

amtsärztlichen Untersuchung bei Verbeamtung 

 

Antragsteller: Landesvorstand/ Politischer Beirat 

 

Die Landesdelegiertenversammlung möge beschließen: 

Der Landesausschuss fordert das Bayerische Staatsministerium für Unterricht und 

Kultus und die Bayerische Staatsregierung dazu auf, Beamtenanwärter nach 

erfolgreichem Abschluss des Lehramtsstudiums bei der Eignungsuntersuchung beim 

Amtsarzt, geregelt durch Art. 19 Bayerisches Beamtengesetz, von der Pflicht zu 

entbinden, leichte bis mittelgradige psychische Erkrankungen anzugeben. Diese 

Wirksamkeitsgrenze orientiert sich an der Versorgungsmedizin-Verordnung und 

befreit jene von der Auskunftspflicht, deren Erkrankungen unter einem GdB (Grad der 

Behinderung) -Äquivalent von 50 liegen. Eine vorherige Feststellung des GdB durch 

die Versorgungsämter ist für jeden Beamtenanwärter verpflichtend. 

 

Begründung: 

Psychische Erkrankungen sind nach wie vor mit Stigmatisierung und Vorurteilen 

verbunden, was viele Menschen davon abhält, offen damit umzugehen. Die 

vorgeschlagene Änderung trägt zur Enttabuisierung solcher Erkrankungen bei, indem 

sie die Diskriminierung von Beamtenanwärtern mit leichten oder mittelgradigen 

psychischen Belastungen beendet. Diese Maßnahme unterstreicht, dass psychische 

Erkrankungen als Teil der Vielfalt menschlicher Erfahrungen zu betrachten sind und 

nicht pauschal als Hindernis für eine berufliche Laufbahn im Beamtenverhältnis 

gewertet werden sollten.  

Viele Lehramtsstudierende zögern, sich bei solchen Erkrankungen in medizinische 

Behandlung zu begeben, aus Sorge, dass dies später negative Konsequenzen auf ihre 

Berufslaufbahn als Beamte haben könnte21.Diese Zurückhaltung gefährdet nicht nur 

ihre Genesung, sondern kann auch zu einer Verschlechterung oder Chronifizierung 

des Gesundheitszustands führen. Die geplante Regelung soll diese Ängste abbauen 

 
21 https://studierende.bllv.de/bildungspolitik/gastbeitraege/therapie-im-studium-hilfe-holen-oder-lieber-
nicht. 
https://taz.de/Psychotherapie-und-Verbeamtung/!5819237/. 
 

https://taz.de/Psychotherapie-und-Verbeamtung/!5819237/
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und sicherstellen, dass Betroffene frühzeitig Hilfe suchen, um Langzeitfolgen zu 

vermeiden und die Gesundheit der Bevölkerung sicherzustellen. 

Die Verpflichtung, jede psychische Erkrankung offenzulegen22 greift 

unverhältnismäßig in die Privatsphäre der Beamtenanwärter ein. Diese Erkrankungen 

sind in der Regel nicht relevant für die dauerhafte Dienstfähigkeit und sollten daher 

von der Offenlegungspflicht ausgenommen werden. Die Regelung würde die 

Privatsphäre der Betroffenen besser schützen, ohne die notwendigen Anforderungen 

an die Diensttauglichkeit zu beeinträchtigen. 

Die Orientierung an der VersMedV schafft eine transparente Bewertungsgrundlage, 

die für Anwärter wie für Amtsärzte gleichermaßen nachvollziehbar ist. Die Festlegung 

der Wirksamkeitsgrenze unterhalb eines GdB-Äquivalents von 50 gewährleistet, dass 

nur psychische Erkrankungen, die keine wesentlichen Einschränkungen verursachen, 

von der Auskunftspflicht befreit sind. Liegen mehrere psychische Erkrankungen vor, 

deren Verrechnung zu einem GdB von über 50 führt, so sind alle Erkrankungen 

anzugeben. Diese Regelung schafft eine rechtlich klare Grundlage, die sicherstellt, 

dass psychische Erkrankungen nicht pauschal als Ausschlusskriterium für das 

Beamtenverhältnis betrachtet werden. Dies fördert nicht nur eine 

diskriminierungsfreie Praxis, sondern signalisiert auch gesellschaftliche Akzeptanz 

und Verständnis für die Herausforderungen, mit denen psychisch erkrankte Menschen 

konfrontiert sind. 

  

 
22 https://www.gesetze-
bayern.de/Content/Resource?path=resources%2FBayVV_2120_G_085_BayVV2120-G-085-KF-002-A-
002.PDF. 
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A13: Einführung eines Krankheitssemesters mit fortlaufender BAföG-Zahlung 

Die Landesdelegiertenversammlung möge beschließen: 

 

Antragsteller: Landesvorstand/ Politischer Beirat 

 

Der Landesauschuss fordert das Bayerische Staatsministerium für Wissenschaft und 

Kunst auf ein Krankheitssemesters als Alternative zur bisherigen Beurlaubung 

(„Urlaubssemester“) im Studium nach Art. 93 BayHIG einzuführen. Dies soll bei akuten 

gesundheitlichen Einschränkungen, die es dem Studenten nicht ermöglichen, am 

Studienalltag teilzunehmen gelten. Zusätzlich wird das Bundesministerium für 

Bildung aufgefordert, im Krankheitssemester weiterhin ein Anspruch auf BAföG 

einzuräumen, um die finanzielle Sicherheit und die Fortführung des Studiums zu 

gewährleisten. Der Antrag soll während des ganzen Semesters möglich sein. 

  

Begründung: 

Der Begriff „Urlaubssemester" kann im Krankheitsfall als degradierend 

wahrgenommen werden, da er impliziert, dass Betroffene ihr Studium nicht ernsthaft 

verfolgen. Ein Krankheitssemester benennt die Situation klar und ohne abwertenden 

Charakter. Dies trägt zur gesellschaftlichen Akzeptanz und Entstigmatisierung 

gesundheitlicher Probleme im Studium bei. Auch können Missverständnisse über die 

Art der Abwesenheit mit potentiellen Arbeitgebern präventiv umgangen werden. 

Durch die Einführung eines Krankheitssemesters wird Studenten mit 

gesundheitlichen Einschränkungen eine Möglichkeit gegeben, ihr Studium trotz 

vorübergehender Probleme fortzusetzen. Dies reduziert die Zahl der Studienabbrüche 

und unterstützt die erfolgreiche Rückkehr ins Studium nach der Genesung.  

Studierende, die auf BAföG angewiesen sind, stehen wegen der bisherigen Aussetzung 

der BAföG-Zahlungen bei einer Beurlaubung oft vor finanziellen Herausforderungen, 

insbesondere im Hinblick auf die Sicherung ihres Wohnraums. Ein 

Krankheitssemester mit fortlaufender BAföG-Zahlung ermöglicht es, existenzielle 

Grundbedürfnisse wie Miete und Lebensunterhalt weiterhin zu decken. Die Aussicht, 

trotz gesundheitlicher Einschränkungen finanziell abgesichert zu sein, reduziert den 

Druck auf betroffene Studierende erheblich. Diese Entlastung ermöglicht eine 
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schnellere Genesung und eine bessere Ausgangssituation für die Fortsetzung des 

Studiums. 

Die Feststellung der Erkrankung soll durch ein ärztliches Attest erfolgen, das eine 

nach Ermessen des Arztes studienbezogene Beeinträchtigung für die Dauer von 

mindestens sechs Wochen23 im laufenden Semester bestätigt. Das Attest ist bei der 

jeweiligen Hochschule einzureichen, wobei ein Facharztbericht nicht zwingend 

erforderlich sein soll, um unnötige Hürden zu vermeiden. Eine amtsärztliche 

Begutachtung kann im begründeten Einzelfall auf Veranlassung der Hochschule 

erfolgen. Die Beantragung des Krankheitssemesters ist zu jedem Zeitpunkt im 

Semester möglich, sofern die gesundheitliche Einschränkung den Studienerfolg 

erheblich gefährdet. Die Hochschule prüft die Unterlagen auf Vollständigkeit, nicht 

jedoch auf medizinische Inhalte, um die ärztliche Schweigepflicht zu wahren. 

 

  

 
23 Die 6 Wochen gelten hierbei als Richtwert in Anlehnung an gängige verwaltungsrechtliche Praxis. Bisher 

existiert diesbezüglich keine gesetzliche Grundlage. Viele bayerische Hochschulen verwenden jedoch intern 

diese Regelung, siehe LMU:  

https://www.lmu.de/de/workspace-fuer-studierende/1x1-des-studiums/beurlaubung-vom-
studium/#:~:text=Beurlaubungsgr%C3%BCnde,-
Beurlaubung%20wegen%20Krankheit&text=Eine%20Beurlaubung%20wegen%20Krankheit%20kann,Antr
agsformular%20(PDF%2C%20171%20KB). 

https://www.lmu.de/de/workspace-fuer-studierende/1x1-des-studiums/beurlaubung-vom-studium/#:~:text=Beurlaubungsgr%C3%BCnde,-Beurlaubung%20wegen%20Krankheit&text=Eine%20Beurlaubung%20wegen%20Krankheit%20kann,Antragsformular%20(PDF%2C%20171%20KB)
https://www.lmu.de/de/workspace-fuer-studierende/1x1-des-studiums/beurlaubung-vom-studium/#:~:text=Beurlaubungsgr%C3%BCnde,-Beurlaubung%20wegen%20Krankheit&text=Eine%20Beurlaubung%20wegen%20Krankheit%20kann,Antragsformular%20(PDF%2C%20171%20KB)
https://www.lmu.de/de/workspace-fuer-studierende/1x1-des-studiums/beurlaubung-vom-studium/#:~:text=Beurlaubungsgr%C3%BCnde,-Beurlaubung%20wegen%20Krankheit&text=Eine%20Beurlaubung%20wegen%20Krankheit%20kann,Antragsformular%20(PDF%2C%20171%20KB)
https://www.lmu.de/de/workspace-fuer-studierende/1x1-des-studiums/beurlaubung-vom-studium/#:~:text=Beurlaubungsgr%C3%BCnde,-Beurlaubung%20wegen%20Krankheit&text=Eine%20Beurlaubung%20wegen%20Krankheit%20kann,Antragsformular%20(PDF%2C%20171%20KB)
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A14: BAföG-Rückzahlungsaufschub bei Unternehmensgründung 

 

Antragsteller: Landesvorstand/ Politischer Beirat 

 

Die Landesdelegiertenversammlung möge beschließen: 

Der Landesausschuss fordert das Bundesministerium für Bildung dazu auf den 

bestehende Rückzahlungsbeginn von fünf Jahren nach der Förderungshöchstdauer 

gemäß §18 Absatz 4 Satz 1 BAföG um weitere fünf Jahre aufzuschieben. Dies soll bei 

einer Kapitalgesellschaftsgründung mit hauptberuflicher Tätigkeit in dieser oder 

einer hauptberuflicher Selbstständigkeit nach abgeschlossenem, BAföG-gefördertem 

Studium gelten.   

  

Begründung: 

Unternehmensgründungen junger Absolventen stellen einen wesentlichen Motor für 

wirtschaftliche und technologische Innovation dar. Die Verschiebung der Bafög-

Rückzahlungspflicht um fünf Jahre ermöglicht es Gründern, sich in der 

entscheidenden Anfangsphase voll auf die Entwicklung innovativer Produkte und 

Dienstleistungen zu konzentrieren, ohne durch finanzielle Belastungen durch die 

Rückzahlungspflicht in ihren Finanzierungsmöglichkeiten eingeschränkt zu werden. 

Diese Maßnahme trägt zur Förderung kreativer Lösungsansätze und neuer 

Geschäftsideen bei, welche den Wirtschaftsstandort Deutschland insgesamt stärken. 

Die Wirtschaftsförderung von Start-ups und junge Unternehmen geht einher mit der 

Schaffung von Arbeitsplätzen und der Belebung der regionalen Wirtschaft. Die 

vorgeschlagene längere Rückzahlungsfrist entlastet Absolventen in der 

Gründungsphase, sodass sie sich auf nachhaltige Geschäftsmodelle konzentrieren 

können, anstatt sich frühzeitig auf lukrativere, jedoch weniger innovative Tätigkeiten 

zu konzentrieren.  

Für den Staat entstehen durch die verzögerte Rückzahlung der Bafög-Schulden nur 

minimal zusätzliche Kosten, da der Hauptaufwand bereits durch die Förderung 

gedeckt ist. Gleichzeitig führen erfolgreiche Unternehmensgründungen langfristig zu 

höheren Steuereinnahmen, die diesen geringen Mehraufwand nicht nur 

kompensieren, sondern um ein Vielfaches übertreffen können. Dies macht die 

Maßnahme zu einer wirtschaftlich sinnvollen Investition in die Zukunft. 
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Um Bafög-Empfänger zu werden setzen die Bemessungsrichtlinien geringe 

finanzielle Ressourcen voraus. Eltern von BAföG-Empfänger dürfen zum Beispiel 

gerade einmal insgesamt 2.540€ im Monat verdienen, ohne dass deren Kinder eine 

Kürzung des BAföGs erwarten müssen24. Da Akademiker mehr verdienen als 

Personen ohne akademische Ausbildung25 befinden sich verstärkt Kinder aus Nicht-

Akademiker Haushalten unter den BAföG-Empfängern. Ferner sieht man, dass gerade 

die Kinder aus Akademikerhaushalten bei der Unternehmensgründung stark 

überrepräsentiert sind. So zeigt eine Studie der Bertelsmann Stiftung aus dem Jahr 

2024, dass 59% der Start-up-Gründer mindestens einen Elternteil mit akademischem 

Abschluss besitzen26. Dagegen weißen die Eltern insgesamt zu nur 18% mindestens 

einen akademischen Abschluss auf27. Es folgt also, dass jemand der BAföG bezieht, 

derzeit schlechte Chancen hat ein Unternehmen zu gründen. Durch das Aufschieben 

der Rückzahlungsphase wird es eben genau diesen Nicht-Akademikern ermöglicht, 

sich ein eigenes wirtschaftliches Fundament aufzubauen, was zu sozialem Aufstieg 

führt. Darüber hinaus könnten durch die erfolgreiche Gründung Grundlagen in der 

Familie geschaffen werden, die auch zukünftigen Generationen zugutekommen. Diese 

Regelung fördert somit nicht nur die Chancengleichheit, sondern wirkt langfristig der 

sozialen und wirtschaftlichen Ungleichheit entgegen und stärkt die soziale Mobilität. 

  

 
24 Bundesministerium für Bildung und Forschung (2024): Welche Freibeträge werden gewährt? Hrsg. 
Bundesministerium für Bildung und Forschung. Berlin. Abgerufen unter: 
https://www.bafög.de/bafoeg/de/das-bafoeg-alle-infos-auf-einen-blick/foerderungsarten-und-
foerderungshoehe/welche-freibetraege-werden-gewaehrt/welche-freibetraege-werden-gewaehrt.html 
(zuletzt aufgerufen am 02.05.2025) 
25 Brandt Mathias (2024): Einkommensunterschied - Wie viel ehr verdienen Akademiker:innen? Hrsg. 
Statista GmbH. Hamburg. Abgerufen unter: 
https://de.statista.com/infografik/33295/bruttodurchschnittsgehalt-von-nicht-akademikerinnen-und-
akademikerinnen-in-deutschland/ (zuletzt aufgerufen am 02.05.2025) 
26 Hirschfeld Alexander, Jannis Gilde, Vanusch Walk und Mia Ansorge (2024): Start-ups und soziale 
Herkunft – Was Gründer:innen prägt und antreibt. Hrsg. Bertelsmann Stiftung. Gütersloh. (Seite 12) 
27 Hirschfeld Alexander, Jannis Gilde, Vanusch Walk und Mia Ansorge (2024): Start-ups und soziale 
Herkunft – Was Gründer:innen prägt und antreibt. Hrsg. Bertelsmann Stiftung. Gütersloh. (Seite 6) 
 

https://www.bafög.de/bafoeg/de/das-bafoeg-alle-infos-auf-einen-blick/foerderungsarten-und-foerderungshoehe/welche-freibetraege-werden-gewaehrt/welche-freibetraege-werden-gewaehrt.html
https://www.bafög.de/bafoeg/de/das-bafoeg-alle-infos-auf-einen-blick/foerderungsarten-und-foerderungshoehe/welche-freibetraege-werden-gewaehrt/welche-freibetraege-werden-gewaehrt.html
https://de.statista.com/infografik/33295/bruttodurchschnittsgehalt-von-nicht-akademikerinnen-und-akademikerinnen-in-deutschland/
https://de.statista.com/infografik/33295/bruttodurchschnittsgehalt-von-nicht-akademikerinnen-und-akademikerinnen-in-deutschland/
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A15: Reform zur Einführung eines flexiblen Prüfungsmodells der Ersten 

Lehramtsprüfung 

 

Antragsteller: Landesvorstand/ Politischer Beirat 

 

Die Landesdelegiertenversammlung möge beschließen: 

Der Landesausschuss fordert das Bayerische Staatsministerium für Unterricht und 

Kultus auf eine Reform der Ersten Prüfung für ein Lehramt an öffentlichen Schulen 

einzuführen. Diese muss es den Studenten ermöglichen, die Prüfungen in den 

Unterrichtsfächern und den vertieft studierten Fächern fakultativ vorzuziehen und 

unabhängig voneinander abzulegen, sobald die für das jeweilige Fach vorgesehenen 

Leistungspunkte erbracht wurden. Dieses Modell orientiert sich an der bereits 

etablierten Praxis in den Erziehungswissenschaften und soll auf die gesamte Erste 

Lehramtsprüfung ausgeweitet werden.  

 

Begründung 

Die Einführung einer solchen Regelung führt zu einer spürbaren psychischen 

Entlastung der Studenten. Indem die Prüfungen in den einzelnen Fächern unabhängig 

voneinander absolviert werden können, haben die Studenten die Möglichkeit, sich 

gezielt auf die Inhalte eines Faches zu konzentrieren, ohne den Druck, alle Prüfungen 

gleichzeitig bestehen zu müssen. Durch eine individuellere Gestaltung des 

Prüfungszeitpunkts kommt die Reform auch Studenten zugute, die aufgrund von 

persönlichen oder gesundheitlichen Problemen Schwierigkeiten haben, sich auf alle 

Prüfungen gleichzeitig vorzubereiten. Diese Flexibilität ermöglicht es ihnen, ihre 

Prüfungen zu einem Zeitpunkt abzulegen, an dem sie sich in der besten Position 

befinden, um erfolgreich zu sein, und damit die Chancengleichheit innerhalb des 

Studiums erhöhen. Dies könnte langfristig die Belastung reduzieren und dazu 

beitragen, die Studienqualität zu erhöhen. Dabei werden keine inhaltlichen oder 

strukturellen Änderungen an den Prüfungen vorgenommen. Sowohl das Niveau der 

Prüfungen als auch die bestehenden zeitlichen und organisatorischen Abläufe bleiben 

unverändert.  

Darüber hinaus erlaubt eine solche Flexibilisierung auch eine individuellere 

Gestaltung des Studienverlaufs. Studenten könnten ihre Prüfungen dann ablegen, 

wenn sie sich ausreichend vorbereitet fühlen, und ihren Fortschritt im Studium besser 
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an ihre persönlichen Bedürfnisse und Kapazitäten anpassen. Dies wäre ein 

bedeutender Schritt hin zu einer modernen und studentenzentrierten Studienstruktur.   

Die Reform zieht die Möglichkeit mit sich, einzelne Prüfungen unabhängig 

voneinander zu wiederholen. Sollte eine Prüfung nicht bestanden werden oder eine 

Notenverbesserung angestrebt werden, können Wiederholungen flexibler und ohne 

zeitliche Abhängigkeiten von anderen Fächern organisiert werden. Die 

Wiederholungsregelungen gemäß §14 und §15 der LPO I werden dabei beibehalten. 

Eine Möglichkeit zur Gestaltung des Freischusses wäre es, diesen auf ein Examen zu 

begrenzen, um der Gefahr eines potenziellen Missbrauchs aus dem Weg zu gehen. 

Studenten erreichen durch die Neuregelung ihren Studienabschluss in kürzerer Zeit. 

Aktuell besteht für viele Lehramtsstudierende die Angst, nach jahrelangem Studium, 

ohne den angestrebten Abschluss dazustehen, insbesondere aufgrund der strengen 

Prüfungsstrukturen und des hohen Drucks, alle Prüfungen gleichzeitig bestehen zu 

müssen28. Indem Prüfungen unabhängig voneinander abgelegt werden können, würde 

sich die Möglichkeit eröffnen, den Abschluss in einem Fach früher zu erlangen, ohne 

auf das vollständige Bestehen aller Prüfungen warten zu müssen. Ein solches 

Vorgehen würde zudem den Studierenden eine gewisse Sicherheit bieten, da sie nicht 

mehr auf die gesamte Erste Prüfung warten müssten, um ihren Studienerfolg offiziell 

anerkannt zu bekommen. Dies führt zu einem beschleunigten Zugang von Lehrkräften 

auf den Arbeitsmarkt. Wenn Studenten das erste Staatsexamen zumindest in einem 

Fach frühzeitig ablegen können, stehen sie dem Bildungssystem schneller als 

kompetente Fachkräfte zur Verfügung. Angesichts des bestehenden Lehrermangels 

könnte dies eine wichtige Maßnahme sein, um der angespannten Personalsituation an 

Schulen entgegenzuwirken.   

  

 
28 https://www.sueddeutsche.de/bayern/bildung-in-der-schule-unvorstellbar-fuer-das-bayerische-
staatsexamen-normal-1.3609028 
 

https://www.sueddeutsche.de/bayern/bildung-in-der-schule-unvorstellbar-fuer-das-bayerische-staatsexamen-normal-1.3609028
https://www.sueddeutsche.de/bayern/bildung-in-der-schule-unvorstellbar-fuer-das-bayerische-staatsexamen-normal-1.3609028
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A16: Reform des Jurastudium: Ein harter Schnitt – Leistung statt Dauerstress  

 
Antragsteller: Landesvorstand/ Politischer Beirat 

 

Die Landesdelegiertenversammlung möge beschließen: 

  

Das Bayerische Staatsministerium der Justiz wird dazu aufgefordert, sich für eine 

Reform des Jurastudiums, auch in der Diskussion um bundeseinheitliche Standards, 

nach Maßgabe der folgenden Grundprinzipien einzusetzen:  

 

Die erste juristische Staatsprüfung soll in zwei Teile gestaffelt werden. Die erste Hälfte 

besteht in erster Linie aus dem Zivilrecht, die zweite Hälfte aus dem öffentlichen Recht 

und Strafrecht. Am Ende jedes Abschnitts des Studiums steht eine Prüfung, die der 

halben schriftlichen Staatsexamensprüfung (also jeweils drei Klausuren) und einer 

mündlichen Prüfung besteht, in der jeweils die entsprechenden Inhalte abgeprüft 

werden; daneben bleibt der Schwerpunkt bestehen. Die Anforderungen an das 

Staatsexamen werden damit nicht abgesenkt!  

 

Ausgestaltung im Einzelnen:  

Im Einzelnen bringt die Reform folgende Änderungen:  

 

I. Die erste juristische Staatsprüfung (erstes Staatsexamen) wird auf zwei Teile 

aufgeteilt. Der erste Teil besteht aus den bisherigen drei Zivilrechtsklausuren und 

einer mündlichen Prüfung im Zivilrecht, der zweite Teil aus den bisherigen zwei 

Klausuren im öffentlichen Recht, einer Klausur im Strafrecht und einer Klausur 

mit Schwerpunkt im öffentlichen Recht und Strafrecht. Die erste juristische 

Universitätsprüfung bleibt als Teil der ersten juristischen Prüfung unberührt.  

 

II. Der erste Teil der ersten juristischen Staatsprüfung (Zivilrecht) soll gemäß dem 

Studienverlaufsplan nach dem sechsten Semester des Studiums der 

Rechtswissenschaften, der zweite Teil soll (öffentliches Recht und Strafrecht) nach 

dem zehnten Semester abgelegt werden. Zum ersten Teil der ersten juristischen 

Staatsprüfung muss spätestens nach dem achten Fachsemester erstmals 

angetreten werden.   

 

III. Die erste juristische Staatsprüfung ist bestanden, wenn ihre beiden Teile (s. Nr. I) 

bestanden sind. Ein Teil der ersten juristischen Staatsprüfung ist bestanden, wenn 

die (inhaltliche beschränkte, siehe Nr. I) jeweilige mündliche Prüfung bestanden 

ist und im schriftlichen Teil der Prüfung ein Gesamtdurchschnitt von mindestens 
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3,80 Punkten erreicht wurde und nicht mehr als eine der drei schriftlichen 

Prüfungsarbeiten mit einer geringeren Punktzahl als 4,0 bewertet wurde.  

IV. Die Regeln über den Freiversuch nach § 37 JAPO werden entsprechend auf jeden 

Teil der ersten juristischen Staatsprüfung einzeln angewandt. Wenn der Teil nicht 

bestanden ist, richtet sich dabei nach Nr. III.  

V. Die Regeln über die Wiederholung der Prüfung nach § 36 JAPO gelten für jeden 

Teil der ersten juristischen Staatsprüfung isoliert, nicht jedoch einheitlich für die 

gesamte erste juristische Staatsprüfung.  

VI. Der erste Teil der ersten juristischen Staatsprüfung ist ein Abschluss in etwa 

vergleichbar mit einem Vordiplom und kann als hinreichende Qualifikation für 

gewisse Tätigkeiten als Jurist in Unternehmen angesehen werden.  

VII. Es müssen vor dem ersten Teil der ersten juristischen Staatsprüfung drei 

Zwischenprüfungen bis zum 4. Semester bestanden werden. Diese sind 

Voraussetzung für die Zulassung zur ersten juristischen Staatsprüfung. Die 

Fortgeschrittenenübungen bleiben unverändert bestehen; für die Anmeldung zu 

jedem Teil der ersten juristischen Staatsprüfung ist das Bestehen der dem Fach 

nach zugehörigen Fortgeschrittenenübungen Voraussetzungen. Eine kleine 

wissenschaftliche Arbeit innerhalb eines Seminars angefertigt zu haben 

(„Proseminar“/„einfaches Seminar“) ist Voraussetzung für die Anmeldung zum 

ersten Teil der ersten juristischen Staatsprüfung.  

  

 

1. Keine Langzeitstudenten ohne Abschluss  

Ein entscheidender Vorteil der neuen Struktur im Jurastudium liegt in der Möglichkeit, 

frühzeitig die Studierenden zu identifizieren, die den Anforderungen des Studiums 

gewachsen sind und welche nicht. Durch die Aufteilung der Examensklausuren in 

inhaltlich zusammenhängende Blöcke wird es möglich, schon in einer früheren Phase 

des Studiums eine realistische Einschätzung der Kompetenzen der Studierenden 

vorzunehmen. Dies verhindert, dass sich Studierende über Jahre hinweg in ein 

Studium investieren, das sie letztlich nicht erfolgreich abschließen können. Die 

Reform schützt somit vor langen Studienzeiten ohne Abschluss und fördert eine 

effizientere Studienplanung. Bereits mit dem ersten Teil der ersten juristischen 

Prüfung wird von den Studenten Leistung auf Examensniveau gefordert, deren 

Nichtbestehen ein endgültiges Ausscheiden aus dem Jurastudium zur Folge hat. Auch 
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mit der Zwischenprüfungsregelung (s. VII.) wird eine weitere Hürde schon zu Beginn 

des Studiums errichtet, die die Studenten mit den Anforderungen in der juristischen 

Klausurenpraxis konfrontiert. Diese bleibt unverändert. Damit können die Kosten in 

der Lehre eingespart werden, die jetzt unnötig in die Ausbildung von Studenten, die 

wahrscheinlich nie in einem juristischen Beruf tätig sein werden, gesteckt werden 

müssen. 

Darüber hinaus eröffnet die Reform die Möglichkeit, bereits in früheren 

Studienabschnitten qualifizierte Abschlüsse zu erreichen. Das frühzeitige Examen 

führt dazu, dass die erbrachten Leistungen honoriert werden und im Falle eines 

späteren Studienabbruchs als Qualifikationsnachweis dienen. Diese 

Zwischenabschlüsse steigern nicht nur die Motivation der Studierenden, sondern 

erhöhen auch deren Chancen auf dem Arbeitsmarkt, gerade in Zeiten des 

Fachkräftemangels im juristischen Bereich.  

Die Kombination aus früherer Aussiebung und Prüfung des Wissens ermöglicht, 

frühzeitig wertvolle Qualifikationen zu erwerben, schafft eine Win-win-Situation: Die 

Studierenden profitieren von einer klareren Orientierung und besseren Perspektiven, 

während die Qualität und Effizienz der juristischen Ausbildung insgesamt gesteigert 

werden.  

 

2. Reduzierung des psychischen Drucks  

Die enorme psychische Belastung, der Jurastudierende insbesondere vor dem ersten  

Staatsexamen ausgesetzt sind, resultiert aus einer Kombination aus überbordendem  

Stoffumfang, der gleichzeitig abgefragt wird, und der zentralen Bedeutung dieses 

einzigen Prüfungsabschnitts. Die aktuell vorherrschende Struktur führt dazu, dass 

jahrelange Arbeit nahezu ausschließlich an den Ergebnissen dieser sechs Klausuren 

gemessen wird. Dies erzeugt einen hohen Erfolgszwang und lähmenden 

Prüfungsstress, der nicht nur die Vorbereitung, sondern auch die Prüfungsleistung 

negativ beeinflussen kann.  

Durch eine Umstrukturierung des Prüfungsmodells ließe sich dieser Druck erheblich 

mindern. Indem die Abfrage der Inhalte gleichmäßiger auf mehrere Abschnitte verteilt 

wird, erhalten die Studierenden die Möglichkeit, ihre Fähigkeiten in einem weniger 

belastenden Rahmen unter Beweis zu stellen. Dadurch werden nicht nur die 

Prüfungsergebnisse gerechter und aussagekräftiger, da die Bewertung sich auf zwei 
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verschiedene Leistungen stützt, was zudem auch der psychische Gesundheit der 

Studenten zugutekommt. Diese psychische Entlastung ist längst überfällig, da laut 

einer vor kurzem veröffentlichten Studie die Studenten die Vorbereitung auf die erste 

juristische Staatsprüfung als extremen Stress empfinden. Dies wirkt sich auf die 

Gesundheit der Studenten aus: „59 Prozent der Studenten galten mindestens als 

‚auffällig‘ bei der Messung von chronischen Stress.“ Zudem wiesen fast die Hälfte der 

Probanden Angstsymptome auf.29  

Schließlich hätte eine solche Reform auch langfristige Vorteile für die juristische 

Ausbildung.  

Weniger Druck und eine gerechtere Verteilung der Prüfungen könnten dazu führen, 

dass Studierende nicht nur auf die kurzfristige Reproduktion von Wissen hinarbeiten, 

sondern sich intensiver mit den Inhalten auseinandersetzen. Dies würde nicht nur die 

Ausbildungsqualität steigern, sondern auch die Leistungsfähigkeit und Motivation der 

zukünftigen Juristinnen und Juristen verbessern. Hier setzen wir an und ziehen die 

Hälfte der Examensklausuren vor.  

3. Keine Absenkung des Anforderungsniveaus  

Die geplante Umstrukturierung der Examensklausuren zielt nicht auf eine 

Reduzierung der  

Stoffmenge ab, sondern lediglich auf eine effizientere Verteilung des 

Prüfungsumfangs. Die  

Studenten werden weiterhin mit der gleichen inhaltlichen Tiefe und Breite des 

juristischen Stoffes konfrontiert, die das Studium traditionell auszeichnet. Dadurch 

wird sichergestellt, dass das hohe Anforderungsniveau, das für die juristische 

Ausbildung maßgeblich ist, vollständig erhalten bleibt.  

Entscheidend ist, dass die Prüfungsanforderungen trotz der neuen Struktur 

unverändert anspruchsvoll bleiben. Die Umstellung betrifft lediglich die zeitliche und 

organisatorische Gliederung der Klausuren, ohne den Umfang oder die Schwierigkeit 

der Prüfungsinhalte zu verringern. Die Studierenden müssen weiterhin dieselben 

juristischen Kompetenzen erwerben und unter Beweis stellen, was gewährleistet, 

dass das Leistungsprinzip unangetastet bleibt. Auch das vernetzte Denken zwischen 

 
29 Vgl, LTO: “Wiederkäuer gelernten Wissens”, vom 11.4.2024.  
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den Rechtsgebieten bleibt erhalten. Ihr Schwerpunkt wird aber nun im Grundstudium 

gelegt. 

Diese Reform fördert vielmehr die Qualität der Prüfungsvorbereitung und 

Prüfungsleistung, da die inhaltliche Bündelung der Klausuren es den Studierenden 

ermöglicht, sich gezielter und intensiver mit den jeweiligen Themenblöcken 

auseinanderzusetzen. Dadurch können sie ihre Fähigkeiten besser zeigen, ohne dass 

die Anforderungen gesenkt werden.  

Die Aufteilung des Examens in zwei Teile führt wegen der geplanten 

Bestehensregelung auch nicht zu einem leichteren Bestehen. Der bisherige 

Mindestpunktedurchschnitt für alle sechs Klausuren, soll für jeden Teil der ersten 

juristischen Staatsprüfung isoliert gelten – schon damit gilt ein strengerer Maßstab. 

Auch werden die maximal drei Unterpunktungen nach § 31 Abs. 2 Satz 1 JAPO auf nur 

eine je Teil, also insgesamt nur zwei, reduziert.  

Durch diese Veränderungen bleibt die juristische Ausbildung weiterhin auf höchstem 

Niveau, während gleichzeitig die Struktur gerechter und gestaltet wird. Das 

Leistungsprinzip bleibt somit unangetastet, und die Qualität der Ausbildung wird sogar 

gestärkt.  

4. Inhaltlich gestaffelter Aufbau  

Die Teilung des Hauptstudiums in zwei Hälften führt zur höheren Fokussierung auf 

einzelne  

Rechtsgebiete während des Studiums – in der ersten Hälfte das Zivilrecht, in der 

zweiten Hälfte das öffentliche Recht und Strafrecht. Zwischen den einzelnen 

Vorlesungen bestehen dabei sehr viele Bezüge innerhalb eines Rechtsgebietes und 

teils auch wichtige zwischen den Rechtsgebieten. Diese werden im Grundstudium in 

den Semestern 1-4 erlernt, allerdings werden die Rechtsbereiche nacheinander im 

Hauptstudium intensiviert.  

Das vernetzte Verständnis des Rechtsgebiets wird durch die höhere zeitliche Nähe 

verbessert. Zusammenhängende Rechtsfragen können dadurch leichter vernetzt 

gelehrt werden, weil auch das Wissen aus anderen Vorlesungen noch präsent ist, 

gerade im Zivilrecht. 

Gleichzeitig dürfen aber Zusammenhänge zwischen den Rechtsgebieten für das 

Verständnis des komplexen Rechtssystems nicht verloren gehen. Umgekehrt sind 
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auch für das Zivilrecht grundlegende Kenntnisse erforderlich, die bisher 

typischerweise im öffentlichen Recht und Strafrecht gelehrt werden. Diesem 

Bedürfnis trägt der vorgeschlagene Aufbau des Studiums ebenfalls Rechnung, da die 

Rechtsbereiche im Grundstudium nebeneinander geleert werden und erst dann in 

zwei verschiedene Blöcke aufgeteilt werden. Dies bedeutet, dass im Hauptstudium die 

Rechtsbereiche klar getrennt werden, sich der Student erst auf einen Teil des 

Examens fokussieren kann und sich danach dem anderen Teil widmen kann. 

  

5. Förderung einer Verkürzung des Studiums  

Die Regelstudienzeit des Jurastudiums beträgt nach diesem Entwurf wie bislang 10 

Semester. Nach der bisherigen Freischussregelung nach § 37 JAPO gilt eine Prüfung, 

die nach dem achten Semester abgelegt und nicht bestanden wird, als nicht abgelegt. 

Es wird also ein Anreiz geschaffen, bereits nach dem siebten Semester und damit ein 

ganzes Jahr vor dem Ende der Regelstudienzeit die erste juristische Prüfung 

abzulegen. Das Risiko, nicht zu bestehen und dann nur noch eine Chance auf das 

Bestehen des Studiums als Ganzes zu haben, wird einem nach der bestehenden 

Regelung genommen. Ziel der Regelung ist, einen früheren Einstieg in den Beruf zu 

fördern.  

Nach diesem Vorschlag soll der Freischuss nach dem 6.Semester und damit ein 

Semester früher als nach dem Studienverlaufsplan für die Regelstudienzeit abgelegt 

werden können. Den Freischuss wahrzunehmen, wird dadurch attraktiver und dürfte 

die durchschnittliche Studienzeit verkürzen. Auch der große zeitliche Abstand 

zwischen den ersten Semestern und dem Examen macht für viele Studenten eine 

nahezu neue Erarbeitung des Stoffes notwendig. Nach diesem Vorschlag wird der Stoff 

für jeden Examensteil zusammenhängend und zeitlich näher beieinander gelehrt und 

lässt das faktische Neustudium in der Examensvorbereitung entfallen bzw. 

verkleinern. Die höhere inhaltliche Nähe in jedem Studienteil führt zusätzlich auch zu 

Einsparungen in der Zeit der Examensvorbereitung und bei kommerziellen 

Repetitoren. 

 

Fazit: 

Durch die neue Regelung bleibt zwar das Grundstudium gleich, dennoch wird im 

Hauptstudium der zivilrechtliche Teil vorangestellt und dann schon die ersten 

Examensprüfungen abgelegt, und danach die öffentlich-rechtlichen und 
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strafrechtlichen Klausuren, die im zweiten Teil des Hauptstudiums intensiviert 

werden. So wird ein Kompromiss geschaffen zwischen dem Erlernen der 

Zusammenhänge im rechtsübergreifenden Kontext und einer stärkeren und klaren 

Struktur im Jurastudium. 

  

  

Anhang: Beispiel für einen potenziellen Studienplan   

  

1  BGB AT, Schuldrecht AT, Strafrecht AT, Grundrechte  

2  Strafrecht BT I, Staatsorganisationsrecht, Schuldrecht BT I, Sachenrecht  

3  Verwaltungsrecht AT, Proseminar, Strafrecht BT II, Europarecht, Schuldrecht 

BT II 

4  
Verwaltungsprozessrecht, Familien- & Erbrecht, Sicherheits- und Polizeirecht, 

Kommunalrecht, ZPO I.  

5  Handels und Gesellschaftsrecht, Zwangsvollstreckungsrecht, GÜ Zivilrecht 

6  Examenskurse nur Zivilrecht 

7  GÜ Strafrecht, Baurecht, Strafprozessrecht 

8  GÜ öffentliches Recht und Examenskurse  

9  
Nach dem 10.Semester- 2.Examen (2 öffentlich-rechtliche und eine 

strafrechtliche Klausur)  

  

 


